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Hinweis:

Die Gesetz- und Verordnungsblätter, die Ministerialblätter, die Sammlung aller Gesetze und Verord-
nungen des Landes NRW (SGV. NRW.) sowie die Sammlung der in Teil I des MBl. NRW. veröffentlichten 
Erlasse (SMBl. NRW.) stehen im Intranet des Landes NRW zur Verfügung.

Dasselbe wird auch im Internet angeboten. Die Adresse ist: https://recht.nrw.de. Hingewiesen wird auf 
die kostenlosen Angebote im Internet unter der genannten Adresse. Dort fi nden Sie Links zu vielen quali-
tativ hochwertigen Rechtsangeboten. 

Wollen Sie die Inhaltsangabe eines jeden neuen Gesetzblattes oder Ministerialblattes per Mail 
zugesandt erhalten? Dann können Sie sich in das Newsletter-Angebot der Redaktion eintragen. 
Adresse: https://recht.nrw.de, dort: kostenlose Angebote.
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Verordnung 
zur Änderung der 

Ausbildungs- und Prüfungsordnung
Berufskolleg

Vom 9. Dezember 2014

Auf Grund des § 52 Schulgesetz NRW vom 15. Februar 
2005 (GV. NRW. S. 102), der durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 27. Juni 2006 (GV. NRW. S. 278) geändert worden ist, 
verordnet das für Schulen zuständige Ministerium mit 
Zustimmung des für Schulen zuständigen Landtagsaus-
schusses:

Inhaltsübersicht

Artikel 1
Änderung der Ausbildungs- und Prüfungsordnung 

 Berufskolleg (APO-BK)

Abschnitt 1 – Änderung der APO-BK Allgemeiner Teil

Abschnitt 2 – Neufassung der APO-BK Anlage A

Abschnitt 3 – Neufassung der APO-BK Anlage B 

Abschnitt 4 – Neufassung der APO-BK Anlage C 

Abschnitt 5 – Änderung der APO-BK Anlage D

Abschnitt 6 – Änderung der APO-BK Anlage E

Artikel 2
Inkrafttreten, Übergangsbestimmungen

Artikel 1
Änderung der Ausbildungs- und Prüfungsordnung 

 Berufskolleg (APO-BK)

Die Ausbildungs- und Prüfungsordnung Berufskolleg 
vom 26. Mai 1999 (GV. NRW. S. 240, ber. 2000 S. 563 und 
2001  S.  766), die zuletzt durch die Verordnung vom 
30. Mai 2014 (GV. NRW. S. 314) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert:

Abschnitt 1 
Änderung der APO-BK Allgemeiner Teil

Die APO-BK Allgemeiner Teil wird wie folgt geändert:

 1.  Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

 a)   Vor dem Wort „Inhaltsübersicht“ werden in einer 
neuen Zeile die Wörter „Allgemeiner Teil“ einge-
fügt.

 b)  Die Angabe zu § 6 wird wie folgt gefasst:

   „§ 6 Bildungspläne, Lernbereiche, Unterrichtsfä-
cher, Lernfelder“.

 c)  Die Angabe zu § 9 wird wie folgt gefasst:

   „§ 9 Zeugnisse, Bescheinigungen über die Schul-
laufbahn, Zertifi kate“.

 d)  Die Angabe zu § 31 wird wie folgt gefasst:

  „§ 31 Inkrafttreten“.

 2.  § 1 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

   „Die Bildungsgänge des Berufskollegs sind ab-
schlussbezogen und führen in einem differen-
zierten Unterrichtssystem einzel- und doppelt-
qualifi zierend zu berufl icher Bildung (berufl iche 
Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten, Berufs-
abschlüsse und berufl iche Weiterbildungsab-
schlüsse) und dem Erwerb der allgemein bilden-
den Abschlüsse der Sekundarstufe II.“

 b)  Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

   „(3) Im Einzelnen können im Berufskolleg fol-
gende berufl iche Qualifi kationen erworben wer-
den:

  1.   berufl iche Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertig-
keiten als eine arbeitsmarktorientierte Qualifi -

kation zur Orientierung, Vorbereitung oder An-
rechnung auf berufl iche Erstausbildung oder 
Studium oder für eine berufl iche Tätigkeit,

  2.   Berufsausbildung nach dem Berufsbildungsge-
setz (BBiG) oder der Handwerksordnung 
(HwO) oder der schulische Teil dieser Berufs-
ausbildung,

  3.  Berufsabschlüsse nach Landesrecht sowie

  4.  anerkannte berufl iche Weiterbildungsabschlüs-
se.“

 3.   In §  2 Absatz  2 werden die Wörter „Aufnahme der 
Richtlinien- und Lehrplanvorgaben“ durch die Wör-
ter „Berücksichtigung der Bildungspläne (§  6)“ er-
setzt.

 4.  § 4 wird wie folgt geändert:

 a)  Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 2.

 b)  Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 3.

 c)  Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4.

 5.  § 5 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

   „(1) Die Bildungsgänge des Berufskollegs werden 
in den Fachbereichen

  1.  Agrarwirtschaft und Ernährung/Versorgung,

  2.  Bau- und Holztechnik,

  3.  Gestaltung,

  4.  Gesundheit/Erziehung und Soziales,

  5.  Informatik,

  6.  Metall- und Elektrotechnik,

  7.   Naturwissenschaften und Labor- und Verfah-
renstechnik,

  8.  Umwelttechnik,

  9.  Textiltechnik und Bekleidung,

  10. Wirtschaft und Verwaltung

  angeboten.

   In den Anlagen A bis E sind abweichende Be-
zeichnungen, Zusammenfassungen sowie der 
 Eingang von Fachbereichen in Berufsfelder, 
 Fachrichtungen und fachliche Schwerpunkte er-
forderlich. Sie berücksichtigen Erfordernisse der 
Anerkennung von Abschlüssen in anderen Län-
dern, der Unterrichtsorganisation gemäß Absatz 3 
sowie der Durchlässigkeit der Bildungsgänge.“

 b)  Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

   „ Soweit die Unterrichtsorganisation oder der 
Bildungsgang es erfordern, können Kurse oder 
nach Maßgabe der Anlagen A bis E Lerngruppen 
gebildet werden.“

 6.  § 6 wird wie folgt geändert:

 a)  Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

  „§ 6
  Bildungspläne, Lernbereiche, Unterrichtsfächer, 
  Lernfelder“.

 b)  Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

   „(1) Der Unterricht in den Bildungsgängen des 
Berufskollegs ist in den berufsbezogenen Lernbe-
reich, den berufsübergreifenden Lernbereich und 
den Differenzierungsbereich gegliedert. Die Lern-
bereiche, ihre Fächer und Lernfelder sind im Sin-
ne des § 1 aufeinander abzustimmen. Die Abstim-
mung ist im Rahmen der Bildungsgangkonferenz 
in didaktischen Jahresplanungen nach Schuljah-
ren gegliedert zu dokumentieren. Lernfelder kön-
nen insbesondere mit Blick auf die Regelungen zu 
Abschlussprüfungen Fächer darstellen.“

 c)   In Absatz  2 Satz  2 werden nach dem Wort „Un-
terrichtsfächer“ die Wörter „oder Lernfelder“ 
eingefügt.
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 d)  Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt:

   „(3) Das Ministerium erlässt Bildungspläne auf 
der Ebene der Bildungsgänge. Der Bildungsplan 
enthält in einem Richtlinienteil Ausführungen zur 
Einordnung des Bildungsgangs im Berufskolleg 
und im Fachbereich sowie zu Leitlinien und zur 
didaktischen Organisation des Bildungsganges. In 
einem Lehrplanteil sind Inhalte und die von den 
Schülerinnen und Schülern zu erwerbenden 
Kompetenzen auf der Basis von Fächern und 
Lernfeldern beschrieben.“

 e)   Der bisherige Absatz  3 wird Absatz  4 und wie 
folgt gefasst:

   „(4) Die Unterrichtsfächer und Lernfelder und 
deren Umfang werden durch die jeweiligen Stun-
dentafeln zu den einzelnen Bildungsgängen be-
stimmt. Fächerübergreifender Unterricht, Pro-
jekt- und Lernaufgaben sind zulässig.“

 7.  Dem § 8 Absatz 2 werden folgende Sätze angefügt:

  „Fächer des Differenzierungsbereichs mit einem 
Stundenvolumen von mindestens 40 Jahresstunden 
werden benotet. Stützunterricht wird nicht benotet. 
Die Möglichkeit der Zertifi zierung gemäß §  9 Ab-
satz 3 sowie ergänzende und abweichende Regelun-
gen in den Anlagen A bis E bleiben hiervon unbe-
rührt.“

 8.  § 9 wird wie folgt geändert:

 a)  Die Überschrift wie folgt gefasst:

  „§ 9 
  Zeugnisse, Bescheinigungen über die 
  Schullaufbahn, Zertifikate“.

 b)   In Absatz  1 Satz  1 wird das Wort „Laufbahnbe-
scheinigungen“ durch die Wörter „Bescheinigun-
gen über die Schullaufbahn“ ersetzt.

 9.   In § 13 Absatz 3 werden die Wörter „der Berufsschu-
le“ gestrichen.

10.  § 14 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz  2 Satz  1 wird das Wort „Arbeitsäm-
tern“ durch das Wort „Arbeitsagenturen“ ersetzt 
und nach dem Wort „Weiterbildung“ die Wörter 
„sowie Hochschulen“ eingefügt.

 b)   Absatz 2 Satz 2 wird nach der Angabe „Förder-“ 
ein Komma und die Angabe „Aus-“ eingefügt.

11.  § 16 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz  3 werden nach dem Wort „Abiturprü-
fung“ die Wörter „im Berufl ichen Gymnasium“ 
eingefügt.

 b)   In Absatz 4 werden die Wörter „bei der Zentral-
stelle für die Vergabe von Studienplätzen (ZVS)“ 
durch die Wörter „gemäß der Verordnung über die 
Vergabe von Studienplätzen in Nordrhein-West-
falen“ ersetzt.

12.  § 17 Absatz 5 wird wie folgt gefasst:

  „(5) Die oder der Vorsitzende muss die Befähigung 
zum Lehramt an Berufskollegs oder zum Lehramt an 
berufsbildenden Schulen oder zum Lehramt für die 
Sekundarstufe II oder zum Lehramt am Gymnasium 
oder zum Lehramt an Gymnasien und Gesamtschu-
len besitzen.“

13  In § 18 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz  3 Satz  3 werden die Wörter „beide 
Staatsprüfungen für ein Lehramt (Lehramtsprü-
fungen) abgelegt haben und“ gestrichen und nach 
der Angabe „Sekundarstufe II“ die Wörter „oder 
zum Lehramt am Gymnasium oder zum Lehramt 
an Gymnasien und Gesamtschulen“ eingefügt.

 b)   In Absatz 4 Satz 2 werden nach der Angabe „Se-
kundarstufe II“ die Wörter „oder zum Lehramt 
am Gymnasium oder zum Lehramt an Gymnasien 
und Gesamtschulen“ eingefügt.

14.   In § 23 Absatz 2 werden die Wörter „zur Erlangung 
der allgemeinen Hochschulreife“ durch die Wörter 
„des Berufl ichen Gymnasiums“ ersetzt.

15.   In § 26 Absatz 2 werden nach dem Wort „Abiturprü-
fung“ die Wörter „im Berufl ichen Gymnasium“ ein-
gefügt.

16.   In §  29 werden die Wörter „berufl icher Grundbil-
dung“ durch die Wörter „berufl ichen Kenntnissen, 
Fähigkeiten und Fertigkeiten“ ersetzt.

17.  § 31 wird wie folgt geändert:

 a)  Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

 „§ 31
 Inkrafttreten“.

 b)  Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestrichen.

 c)  Absatz 2 wird aufgehoben.

Abschnitt 2
Neufassung der APO-BK Anlage A

Die APO-BK Anlage A wird wie folgt gefasst:

„Anlage A
Bildungsgänge der Berufsschule

(§ 22 Absatz 4 SchulG)

Inhaltsübersicht

1. Abschnitt
Allgemeine Bestimmungen

§ 1  Bildungsgänge und Gliederung der Berufsschule

2. Abschnitt
Fachklassen des dualen Systems der Berufsausbildung

 (§ 22 Absatz 4 Nummer 1 SchulG)

1. Unterabschnitt
Allgemeine Bestimmungen zu den Fachklassen

§ 2  Qualifi kationen und Abschlüsse

§ 3  Aufbau

§ 4  Gliederung

§ 5  Organisation

§ 6  Aufnahme

§ 7  Unterrichtsangebot und Differenzierung

2. Unterabschnitt
Berufsschulabschluss und Berufsabschluss

§ 8  Zeugnisse

§ 9   Berufsschulabschluss und Berufsschulabschlussnote

§ 10  Berufsabschlussprüfung

3. Unterabschnitt
Erwerb der Fachhochschulreife

§ 11  Fachhochschulreife

§ 12  Zulassung zur Fachhochschulreifeprüfung

§ 13  Schriftliche Prüfung

§ 14  Beurteilung der schriftlichen Arbeiten

§ 15  Mündliche Prüfung

§ 16  Gestaltung der mündlichen Prüfung

§ 17   Erwerb und Zuerkennung der Fachhochschulreife

3. Abschnitt
Ausbildungsvorbereitung

(§ 22 Absatz 4 Nummer 3 SchulG)

§ 18  Qualifi kationen und Abschlüsse

§ 19  Aufbau

§ 20  Gliederung

§ 21  Organisation

§ 22  Aufnahme

§ 23  Zeugnisse, Abschluss, Wiederholung
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1. Abschnitt
Allgemeine Bestimmungen

§ 1
Bildungsgänge und Gliederung der Berufsschule

Die Berufsschule umfasst Bildungsgänge, die zu den er-
forderlichen berufl ichen Kenntnissen, Fähigkeiten und 
Fertigkeiten gemäß Berufsbildungsgesetz (BBiG) und 
Handwerksordnung (HwO) führen für Schülerinnen und 
Schüler mit und ohne Berufsausbildungsverhältnis, so-
wie die Ausbildungsvorbereitung für Schülerinnen und 
Schüler ohne Berufsausbildungsverhältnis.

2. Abschnitt 
Fachklassen des dualen Systems der Berufsausbildung

(§ 22 Absatz 4 Nummer 1 SchulG)

1. Unterabschnitt
Allgemeine Bestimmungen zu den Fachklassen

§ 2
Qualifikationen und Abschlüsse

(1) Die Fachklassen des dualen Systems der Berufsaus-
bildung vermitteln Schülerinnen und Schülern im Rah-
men des schulischen Teils der Berufsausbildung die er-
forderlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten 
gemäß §  1 Absatz  3 BBiG verbunden mit dem Berufs-
schulabschluss. In einem anerkannten Ausbildungsberuf 
wird mit dem Berufsschulabschluss ein dem Hauptschul-
abschluss nach Klasse 10 gleichwertiger Abschluss er-
worben. Der Erwerb des mittleren Schulabschlusses 
(Fachoberschulreife), der Erwerb der Berechtigung zum 
Besuch der gymnasialen Oberstufe und der Erwerb der 
Fachhochschulreife werden ermöglicht. In Berufen nach 
§ 66 BBiG und § 42m HwO wird mit dem Berufsschulab-
schluss ein dem Hauptschulabschluss gleichwertiger Ab-
schluss erworben.

(2) In Fachklassen entsprechend der Gleichstellungsver-
ordnung des Bundesministers für Wirtschaft und Techno-
logie in anerkannten Ausbildungsberufen nach § 50 Ab-
satz  1 BBiG und nach §  40 Absatz  1 HwO wird der 
schulische und der betriebliche Teil der Berufsausbil-
dung vermittelt. 

(3) In den gemäß § 2 der Berufskolleganrechnungs- und 
-zulassungsverordnung (BKAZVO) eingerichteten Fach-
klassen wird der schulische Teil der Berufsausbildung 
und in Kooperation mit Praktikumsbetrieben der be-
triebliche Teil der Berufsausbildung vermittelt. 

(4) Im Rahmen des Differenzierungsbereiches können 
Stützunterricht zur Sicherung des Ausbildungszieles er-
teilt und zusätzliche Qualifi kationen und Kenntnisse 
und erweiterte Zusatzqualifi kationen erworben werden.

§ 3
Aufbau

Die Berufsschule umfasst für Ausbildungsberufe nach 
dem BBiG und der HwO 

1.   die teilzeitschulischen Fachklassen für Schülerinnen 
und Schüler in einem Berufsausbildungsverhältnis 
oder mit einem berechtigten Interesse an der Teil-
nahme am Unterricht, 

2.   die vollzeitschulischen Fachklassen gemäß § 50 BBiG 
und §  40 HwO und der entsprechenden Gleichstel-
lungsverordnung des Bundesministers für Wirtschaft 
und Technologie für Schülerinnen und Schüler ohne 
ein Berufsausbildungsverhältnis und

3.   die vollzeitschulischen Fachklassen gemäß §  2 
BKAZVO für Schülerinnen und Schüler ohne ein Be-
rufsausbildungsverhältnis.

§ 4
Gliederung

(1) Die Fachklassen werden in der Regel für die einzel-
nen Ausbildungsberufe und Ausbildungsjahre gebildet. 
Die oberste Schulaufsichtsbehörde kann festlegen, in 

welchen Ausbildungsberufen über ein oder mehrere Aus-
bildungsjahre hinweg eine gemeinsame Beschulung in 
einer Fachklasse erfolgen kann. Dies schließt die Bildung 
von fachbereichspezifi schen Lerngruppen und jahr-
gangsübergreifenden Unterricht ein.

(2) Zur Sicherstellung der Möglichkeiten zum Erwerb 
der Fachhochschulreife können fachbereichsspezifi sche 
Lerngruppen eingerichtet werden. 

(3) Die Fachklassen gemäß §  3 werden gemäß §  5 Ab-
satz 1 Satz 2 Allgemeiner Teil in folgende Fachbereiche 
gegliedert

1. Agrarwirtschaft,

2.  Ernährungs- und Versorgungsmanagement,

3.  Gestaltung,

4.  Gesundheit/Erziehung und Soziales,

5.  Informatik,

6.  Technik/Naturwissenschaften und

7.  Wirtschaft und Verwaltung. 

§ 5
Organisation

(1) Die Dauer der Ausbildung in den Fachklassen richtet 
sich nach den Ausbildungsordnungen.

(2) Besteht die Schülerin oder der Schüler die Berufsab-
schlussprüfung vor Ablauf der Ausbildungszeit, so endet 
der Unterricht in der Fachklasse mit dem Bestehen der 
Berufsabschlussprüfung. Für Schülerinnen und Schüler, 
die vor Ablegung der Fachhochschulreifeprüfung oder 
einer gegebenenfalls notwendigen Nachprüfung die Be-
rufsabschlussprüfung bestanden haben, endet das Schul-
verhältnis am Tag der Fachhochschulreifeprüfung oder 
der Nachprüfung.

(3) Der Unterricht in den Fachklassen gemäß §  2 Ab-
satz 1 umfasst mindestens 480 Jahresstunden. An einem 
Tag sind acht Unterrichtsstunden zu erteilen. Eine gerin-
gere tägliche Unterrichtsdauer ist im Benehmen mit den 
für die Berufsausbildung zuständigen Stellen zulässig, 
eine höhere ist im Rahmen der Umsetzung des „Ganz-
tags in der gesunden Schule“ möglich.

(4) Der Unterricht in den Fachklassen gemäß §  2 Ab-
satz 2 umfasst über die 480 Jahresstunden hinaus ergän-
zenden fachpraktischen Unterricht, in dem die Inhalte 
der jeweiligen Berufsausbildungsordnung im Umfang 
von 800 bis 1.000 Unterrichtsstunden pro Schuljahr ver-
mittelt werden.

(5) Der Unterricht in den Fachklassen gemäß §  2 Ab-
satz 3 richtet sich nach den Vorgaben der BKAZVO.

(6) Der Unterricht wird in Teilzeitform an einzelnen Wo-
chentagen oder als Blockunterricht erteilt. Blockunter-
richt liegt vor, wenn an fünf Unterrichtstagen in einer 
Woche Unterricht erteilt wird. Eine Verknüpfung von 
Teilzeit- und Blockunterricht ist zulässig.

(7) Die Organisation des Unterrichts (Teilzeit- oder Blo-
ckunterricht) kann nur zu Beginn eines Schulhalbjahres 
geändert werden.

(8) Der Unterricht kann im Rahmen der Jahresstunden 
je nach den unterrichtsorganisatorischen Möglichkeiten 
der einzelnen Schule auf die beiden Schulhalbjahre un-
terschiedlich verteilt werden.

(9) Unter Einhaltung des Gesamtunterrichtsvolumens 
für den jeweiligen Bildungsgang kann der Unterricht in 
den einzelnen Ausbildungsjahren in unterschiedlichem 
Umfang erteilt werden.

(10) Bei der Organisation des Unterrichts sind die Be-
dürfnisse der Ausbildungsbetriebe und die Leistungsfä-
higkeit der Schülerinnen und Schüler zu berücksichti-
gen. Dabei sind folgende Rahmenbedingungen zu 
beachten:

1.   das Gesamtunterrichtsvolumen des jeweiligen Bil-
dungsganges;

2.   mit Rücksicht auf die betriebliche Ausbildungszeit 
der Auszubildenden eine ausreichende Möglichkeit 
der Vor- und Nachbereitung des Unterrichts;
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3.   die personellen, organisatorischen und sächlichen Vor-
aussetzungen. 

(11) Die oberste Schulaufsichtsbehörde kann im Einver-
nehmen mit dem für Arbeit zuständigen Ministerium für 
einen oder mehrere Ausbildungsberufe gemeinsam 
Blockzeiten festlegen. Im Übrigen entscheidet über die 
Einführung oder Aufhebung von Blockunterricht die 
Schule im Benehmen mit dem Schulträger und den nach 
dem BBiG oder der HwO für die Berufsausbildung zu-
ständigen Stellen. Werden vom Schulträger oder den für 
die Berufsausbildung zuständigen Stellen Bedenken er-
hoben, bedarf die Entscheidung der Genehmigung der 
oberen Schulaufsichtsbehörde.

§ 6
Aufnahmevoraussetzungen

(1) In die Fachklassen werden Schülerinnen und Schüler 
aufgenommen, die sich in einem Berufsausbildungsver-
hältnis nach dem BBiG oder der HwO befi nden oder die 
ein berechtigtes Interesse am Unterricht einer Fach-
klasse besitzen.

(2) In die Fachklassen gemäß §  3 Nummer  3 werden 
Schülerinnen und Schüler ohne ein Berufsausbildungs-
verhältnis entsprechend den Vorgaben des § 2 BKAZVO 
aufgenommen.

§ 7
Unterrichtsangebot und Differenzierung

(1) Das Differenzierungsangebot gemäß §  2 Absatz  4 
und der dafür erforderliche Stundenumfang für die 
Fachklassen wird je nach der Leistungsfähigkeit und den 
Neigungen der Schülerinnen und Schüler und den An-
forderungen der Ausbildungsbetriebe von der Schule im 
Rahmen ihrer organisatorischen Möglichkeiten festge-
legt.

(2) Das Differenzierungsangebot umfasst Stützunter-
richt zur Sicherung des Ausbildungserfolges und den Er-
werb von Zusatzqualifi kationen.

(3) Das Differenzierungsangebot kann mit Einverständ-
nis des Ausbildungsbetriebes um bis zu 80 Stunden er-
höht werden, wenn ein erweitertes Stützangebot erfor-
derlich ist oder um eine erweiterte Zusatzqualifi kation 
zu ermöglichen. Die nach dem BBiG und der HwO zu-
ständigen Stellen werden zur Vermittlung eingeschaltet, 
falls dies erforderlich ist.

(4) Der Unterricht für Schülerinnen und Schüler, die die 
Fachhochschulreife anstreben, umfasst 560 Unterrichts-
stunden. Wenn keine eigenständige Fachklasse für einen 
Ausbildungsberuf zum Erwerb der Fachhochschulreife 
eingerichtet werden kann, umfasst der Unterricht 320 
Stunden in Fachklassen gemäß §  3 Nummer  1 und 240 
Unterrichtsstunden in den fachbereichsspezifi schen 
Lerngruppen gemäß §  4 Absatz  3. Schülerinnen und 
Schüler, die die Fachhochschulreife anstreben, benötigen 
das Einverständnis des Ausbildungsbetriebes.

(5) Die Teilnahme an einem eingerichteten und gewähl-
ten Differenzierungsangebot ist verpfl ichtend.

2. Unterabschnitt
Berufsschulabschluss und Berufsabschluss

§ 8
Zeugnisse

(1) Die Schülerinnen und Schüler der Fachklassen er-
halten ein Zeugnis, in dem vermerkt ist, ob sie die Leis-
tungsanforderungen der Klasse erfüllt haben. Dabei 
werden für Schülerinnen und Schüler, die die Fachhoch-
schulreife anstreben, die Leistungen in den fachbereichs-
spezifi schen Lerngruppen gemäß §  4 Absatz  3 einbezo-
gen.

(2) Die Schülerinnen und Schüler rücken in der Regel 
ohne Versetzung in die nächste Klasse vor, sofern sie 
nicht wegen Verlängerung des Berufsausbildungsverhält-
nisses die Klasse wiederholen. §  12 Allgemeiner Teil 
bleibt unberührt.

(3) Schülerinnen oder Schüler, die die Fachhochschul-
reife anstreben, können von der Teilnahme an Unter-
richtsangeboten zum Erwerb der Fachhochschulreife 
ausgeschlossen werden, wenn sie die Leistungsanforde-
rungen des Bildungsganges nicht erfüllen. Die Entschei-
dung trifft die Klassenkonferenz.

§ 9
Berufsschulabschluss, Berufsschulabschlussnote

(1) Der Berufsschulabschluss wird unabhängig vom Be-
rufsabschluss nach dem BBiG und der HwO zuerkannt, 
wenn die Leistungen am Ende des Bildungsganges den 
Anforderungen entsprechen. Die Noten der Fächer der 
letzten beiden Schulhalbjahre sowie die letzte Zeugnis-
note vorher abgeschlossener Fächer werden zu einer Be-
rufsschulabschlussnote zusammengefasst. Die Leistun-
gen im Differenzierungsbereich werden nicht einbezogen.

(2) Zur Ermittlung der Berufsschulabschlussnote wer-
den die nach Absatz 1 zu berücksichtigenden Einzelno-
ten gewichtet. In Fächern, in denen die Stundentafel des 
jeweiligen Ausbildungsberufes bei zweijährigen Berufen 
160, bei dreijährigen Berufen 240 und bei dreieinhalb-
jährigen Berufen 280 Unterrichtsstunden vorsieht, wird 
die Note mit dem Gewichtungsfaktor zwei multipliziert. 
Die Noten der übrigen zu berücksichtigenden Fächer 
werden mit dem Gewichtungsfaktor eins einbezogen. Die 
so ermittelten Werte werden addiert. Das Ergebnis ist 
durch die Summe der Gewichtungsfaktoren zu dividie-
ren. Es wird auf eine Stelle hinter dem Komma gerech-
net und nicht gerundet.

(3) Die Berufsschulabschlussnote ergibt sich aus der fol-
genden Zuordnung des nach Absatz 2 gebildeten Mittel-
wertes der Noten:

1.  1,0 bis 1,5: sehr gut;

2.  1,6 bis 2,5: gut; 

3.  2,6 bis 3,5: befriedigend; 

4.  3,6 bis 4,5: ausreichend.

(4) Mit dem Berufsschulabschluss erwerben Schülerin-
nen und Schüler, die nicht in Berufen gemäß § 66 BBiG 
und § 42m HwO einen Abschluss erwerben, den mittle-
ren Schulabschluss (Fachoberschulreife), wenn sie eine 
Berufsschulabschlussnote von mindestens 3,0 erreichen, 
die Berufsabschlussprüfung bestanden haben und die 
für den mittleren Schulabschluss notwendigen Englisch-
kenntnisse nachweisen. Die obere Schulaufsichtsbehörde 
kann im Einzelfall zulassen, dass an die Stelle von Eng-
lisch eine andere Fremdsprache tritt. Schülerinnen und 
Schüler, die neben den vorgenannten Bedingungen eine 
Berufsschulabschlussnote von mindestens 2,5 erreichen, 
erwerben darüber hinaus die Berechtigung zum Besuch 
der gymnasialen Oberstufe.

§ 10
Berufsabschlussprüfung

(1) Die Berufsabschlussprüfung in den Fachklassen 
gemäß §  3 Nummer  2 wird vom Berufskolleg entspre-
chend der dem jeweiligen Ausbildungsberuf zugrunde 
liegenden Prüfungsordnung der nach dem BBiG oder der 
HwO zuständigen Stelle durchgeführt. Die oberste 
Schulaufsichtsbehörde kann Abweichungen hiervon zu-
lassen.

(2) Die Berufsabschlussprüfung in den Fachklassen 
gemäß § 3 Nummer 3 erfolgt nach der Anmeldung durch 
das Berufskolleg bei der zuständigen Stelle entspre-
chend den Regelungen für die duale Berufsausbildung 
nach dem BBiG und der HwO.

3. Unterabschnitt
Erwerb der Fachhochschulreife

§ 11
Fachhochschulreife

Der Erwerb der Fachhochschulreife setzt den mittleren 
Schulabschluss (Fachoberschulreife) oder die Berechti-
gung zum Besuch der gymnasialen Oberstufe voraus. Die 
Fachhochschulreife wird zuerkannt, wenn die Schülerin 
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oder der Schüler die Unterrichtsveranstaltungen gemäß 
§  7 Absatz  4 besucht, den Berufsschulabschluss erwor-
ben und die Berufsabschlussprüfung und die Abschluss-
prüfung zur Erlangung der Fachhochschulreife bestan-
den hat. Die §§ 17 bis 28 Allgemeiner Teil gelten entspre-
chend.

§ 12
Zulassung zur Fachhochschulreifeprüfung

(1) Der allgemeine Prüfungsausschuss entscheidet in der 
Zulassungskonferenz über die Zulassung zur Fachhoch-
schulreifeprüfung.

(2) Zur Prüfung zum Erwerb der Fachhochschulreife 
wird zugelassen, wer in allen Fächern mindestens die 
Vornote „ausreichend“ oder in nicht mehr als zwei Fä-
chern die Vornote „mangelhaft“ erreicht hat. Die Noten 
in abgeschlossenen Fächern werden einbezogen. Im Fall 
einer ungenügenden Leistung ist eine Zulassung ausge-
schlossen.

(3) Der allgemeine Prüfungsausschuss stellt die Vornoten 
für alle Fächer auf Grund der Leistungsnachweise des 
laufenden Schuljahres unter angemessener Berücksichti-
gung der Entwicklung der Schülerin oder des Schülers 
in diesem Zeitraum fest. Die Vornote wird von der Fach-
lehrerin oder dem Fachlehrer vorgeschlagen und ist auf 
Verlangen eines Mitglieds des allgemeinen Prüfungsaus-
schusses zu begründen.

(4) Die in der Zulassungskonferenz festgestellten Vorno-
ten werden den Prüfl ingen am ersten Schultag nach der 
Zulassungskonferenz bekannt gegeben. Die Prüfl inge 
sind über die Bestimmungen für die mündliche Prüfung 
zu informieren.

(5) Für Schülerinnen und Schüler, die nicht zugelassen 
werden, setzt der allgemeine Prüfungsausschuss die 
Zeugnisnoten für alle Fächer fest. Die Prüfung gilt als 
nicht bestanden. Der Beschluss ist dem Prüfl ing, gegebe-
nenfalls seinen Erziehungsberechtigten, unverzüglich 
unter Angabe der Gründe schriftlich mitzuteilen.

§ 13
Schriftliche Prüfung

(1) Die Rahmenstundentafeln legen die Fächer der 
schriftlichen Prüfung fest. Die Dauer der Prüfung be-
trägt je Fach 180 Minuten. Die Prüfungsaufgaben wer-
den von den Fachlehrerinnen oder Fachlehrern ausgear-
beitet. Sie dürfen im Unterricht nicht so weit vorbereitet 
sein, dass ihre Bearbeitung keine neue selbstständige 
Leistung erfordert.

(2) An Stelle der schriftlichen Prüfung kann die Schüle-
rin oder der Schüler in einem der drei Prüfungsfächer 
gemäß Absatz  1 eine schriftliche Facharbeit mit an-
schließender Präsentation der Ergebnisse im Rahmen 
eines Kolloquiums vor dem Fachprüfungsausschuss er-
stellen. Aus der Note für die Facharbeit und der Note für 
das Kolloquium wird eine Gesamtnote gebildet, die an 
die Stelle der schriftlichen Prüfung tritt.

(3) Für jedes Prüfungsfach der Fachhochschulreifeprü-
fung legt die Schulleiterin oder der Schulleiter der obe-
ren Schulaufsichtsbehörde spätestens sechs Unterrichts-
wochen vor Beginn der schriftlichen Prüfung die Aufga-
benvorschläge zugleich mit Terminvorschlägen für die 
einzelnen Prüfungsteile zur Genehmigung vor. Der Auf-
gabenvorschlag ist von der Schulleiterin oder dem 
Schulleiter auf seine Übereinstimmung mit den Prü-
fungsanforderungen vorzuprüfen. Die obere Schulauf-
sichtsbehörde kann den Aufgabenvorschlag nach Be-
ratung mit der Schulleiterin oder dem Schulleiter abän-
dern oder auch durch einen neuen ersetzen lassen; 
Entsprechendes gilt für die Terminvorschläge. Die obere 
Schulaufsichtsbehörde teilt die Entscheidung der Schul-
leiterin oder dem Schulleiter schriftlich mit.

§ 14
Beurteilung der schriftlichen Arbeiten

(1) Die Fachlehrerin oder der Fachlehrer der Klasse kor-
rigiert und begutachtet die schriftliche Prüfungsarbeit 
und bewertet sie mit einer Note.

(2) Bei einer nicht ausreichenden Note zieht die oder der 
Vorsitzende des allgemeinen Prüfungsausschusses eine 
zweite Fachlehrerin oder einen zweiten Fachlehrer zur 
Begutachtung der Prüfungsarbeit hinzu. Bei abweichen-
der Bewertung entscheidet der allgemeine Prüfungsaus-
schuss über die Note.

(3) Auf der Grundlage der Vornote und der schriftlichen 
Prüfung legt die Fachlehrerin oder der Fachlehrer die 
vorläufi ge Abschlussnote fest.

(4) Die Ergebnisse der schriftlichen Prüfung sowie die 
vorläufi gen Abschlussnoten sind den Prüfl ingen eine 
Woche vor Beginn der mündlichen Prüfung bekannt zu 
geben.

§ 15
Mündliche Prüfung

(1) Die Prüfl inge können der Schulleiterin oder dem 
Schulleiter spätestens am zweiten Werktag nach Be-
kanntgabe der vorläufi gen Abschlussnoten bis zu zwei 
Fächer der Stundentafel schriftlich benennen, in denen 
sie mündlich geprüft werden möchten. Wird ein Fach ge-
wählt, das im letzten Schuljahr nicht unterrichtet wor-
den ist, wird in diesem Fall in der Regel die damalige 
Fachlehrerin oder der damalige Fachlehrer Mitglied des 
Fachprüfungsausschusses. Die Meldung für die mündli-
chen Prüfungen ist verbindlich.

(2) In Fächern, in denen die Vornote und die Note der 
schriftlichen Prüfungsarbeit übereinstimmen, fi ndet 
keine mündliche Prüfung statt.

(3) Eine mündliche Prüfung wird nicht durchgeführt, 
wenn auf Grund der vorliegenden Ergebnisse auch bei 
Erreichen der Bestnote in der mündlichen Prüfung ein 
Bestehen der Prüfung nicht mehr möglich ist. Die Prü-
fung gilt als nicht bestanden. Das Ergebnis ist den Prüf-
lingen, gegebenenfalls ihren Erziehungsberechtigten, 
unter Angabe der Gründe von der Schulleiterin oder 
dem Schulleiter schriftlich mitzuteilen.

§ 16
Gestaltung der mündlichen Prüfung

(1) Die Dauer der mündlichen Prüfung beträgt in der 
Regel 20 Minuten für jeden Prüfl ing. Dem Prüfl ing ist 
eine angemessene Vorbereitungszeit unter Aufsicht zu 
gewähren.

(2) Das prüfende Mitglied des Fachprüfungsausschusses 
schlägt für die Leistung in der mündlichen Prüfung eine 
Note vor; der Fachprüfungsausschuss setzt die Note fest.

§ 17
Ergebnis der Fachhochschulreifeprüfung

(1) Nach Abschluss der mündlichen Prüfungen setzt der 
allgemeine Prüfungsausschuss in der Abschlusskonfe-
renz für jeden Prüfl ing die Abschlussnoten fest.

(2) Die Abschlussnoten in den schriftlichen Prüfungsfä-
chern werden aus der Vornote, der Note der schriftlichen 
Arbeit und gegebenenfalls der Note der mündlichen Prü-
fung in jeweils einfacher Gewichtung ermittelt. In Fä-
chern, die lediglich mündlich geprüft werden, werden die 
Abschlussnoten aus der Vornote und der Note der münd-
lichen Prüfung ermittelt. Die Abschlussnoten sind ent-
sprechend dem ermittelten rechnerischen Wert durch 
Auf- und Abrunden zu bilden. Eine Abweichung von der 
rechnerisch ermittelten Note ist möglich, wenn dies 
unter Würdigung der Gesamtleistung geboten erscheint.

(3) In den Fächern, in denen nicht geprüft wurde, wer-
den die Vornoten als Abschlussnoten festgesetzt.

(4) Die Fachhochschulreifeprüfung ist bestanden, wenn 
in allen Fächern mindestens ausreichende Leistungen er-
zielt werden oder wenn die Leistungen nur in einem 
Fach „mangelhaft“ sind und durch eine mindestens be-
friedigende Leistung in einem anderen Fach oder der Be-
rufsabschlussprüfung ausgeglichen werden. Eine unge-
nügende Leistung kann nicht ausgeglichen werden.

(5) Auf dem Abschlusszeugnis (Fachhochschulreifezeug-
nis) wird eine Durchschnittsnote ausgewiesen, die sich 
aus dem arithmetischen Mittel der Noten auf dem Zeug-
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nis ergibt. Dabei bleiben Noten in Religionslehre und 
Sport/Gesundheitsförderung sowie in zusätzlichen Un-
terrichtsveranstaltungen und in Arbeitsgemeinschaften 
außer Betracht. Die Durchschnittsnote wird auf eine 
Stelle hinter dem Komma errechnet; es wird nicht ge-
rundet.

3. Abschnitt
Ausbildungsvorbereitung

(§ 22 Absatz 4 Nummer 3 SchulG)

§ 18
Qualifikationen und Abschlüsse

(1) Die Ausbildungsvorbereitung vermittelt berufl iche 
Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten und berufl iche 
Orientierung. Sie ermöglicht den Erwerb eines dem 
Hauptschulabschluss gleichwertigen Abschlusses.

(2) Die berufl ichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertig-
keiten und die berufl iche Orientierung umfassen Kompe-
tenzen für die Aufnahme einer berufl ichen Erstausbil-
dung oder einer Erwerbstätigkeit. Das Abschlusszeugnis 
berechtigt, einen Bildungsgang der Berufsfachschule 
(Anlage B) zu besuchen.

§ 19
Aufbau

(1) Die Ausbildungsvorbereitung dauert ein Jahr.

(2) Der Unterrichtsumfang ergibt sich aus den Rahmen-
stundentafeln gemäß Anlagen A 2.1 und A 2.2. In der 
Teilzeitform umfasst der Unterricht zwölf Unterrichts-
stunden pro Woche. In der Vollzeitform beträgt der Un-
terricht je nach Umfang des schulisch begleiteten Prak-
tikums 12 bis 36 Unterrichtsstunden pro Woche.

§ 20
Gliederung

Die Bildungsgänge der Ausbildungsvorbereitung glie-
dern sich in die Fachbereiche

1.  Agrarwirtschaft,

2.  Ernährungs- und Versorgungsmanagement,

3.  Gestaltung, gegliedert in die Berufsfelder

 a)  Farbtechnik und Raumgestaltung und

 b)  Medien/Medientechnologie.

4.   Gesundheit/Erziehung und Soziales, gegliedert in die 
Berufsfelder

 a)  Gesundheitswesen,

 b)  Körperpfl ege und

 c)  Sozialwesen.

5.  Informatik,

6.   Technik/Naturwissenschaften, gegliedert in die Be-
rufsfelder

 a)  Bau und Holztechnik,

 b)  Drucktechnik,

 c)  Elektrotechnik,

 d)  Fahrzeugtechnik,

 e)  Medizintechnik,

 f)  Metalltechnik,

 g)  Physik/Chemie/Biologie und

 h)  Textiltechnik und Bekleidung 

7.  Wirtschaft und Verwaltung.

§ 21
Organisation

(1) Die Bildungsgänge werden in Teilzeitform und Voll-
zeitform angeboten.

(2) In der Teilzeitform ist der Unterricht mit den Anbie-
tern berufsvorbereitender Maßnahmen abzustimmen. 
Die Absprachen sind zu dokumentieren.

(3) Die Vollzeitform verbindet den schulischen Unter-
richt mit dem betrieblichen Praktikum der Schülerinnen 
und Schüler. Das Praktikum wird von den Lehrkräften 
intensiv begleitet und bewertet. Dazu zählen die Vorbe-
reitung auf das Praktikum, die Entwicklung individuel-
ler Förderpläne, Entwicklungsgespräche, Praktikumsbe-
suche, Absprachen mit den Betrieben, Bewertung von 
Praktikumsaufgaben sowie die Refl exion des Prakti-
kums. Die Praktikumsbegleitung ist zu dokumentieren.

§ 22

Aufnahme

(1) In die Ausbildungsvorbereitung wird aufgenommen, 
wer sich auf eine Berufsausbildung vorbereiten will, die 
Schulpfl icht in der Primarstufe und der Sekundarstufe I 
erfüllt hat, sich in keinem Berufsausbildungsverhältnis 
nach dem BBiG oder der HwO befi ndet und keinen an-
deren Bildungsgang der Sekundarstufe II besucht. Die 
Bildungsgänge können auch als zehntes Vollzeitpfl icht-
schuljahr gemäß §  37 Absatz  2 Satz  1 SchulG besucht 
werden.

(2) In die Teilzeitform ist aufzunehmen, wer sich in 
einem sozialversicherungspfl ichtigen Arbeitsverhältnis 
befi ndet oder an Maßnahmen zur berufl ichen Orientie-
rung und zur Vorbereitung auf eine Berufsausbildung 
teilnimmt.

(3) In die Vollzeitform wird aufgenommen, wer zur Vor-
bereitung auf eine Berufsausbildung oder eine berufl iche 
Tätigkeit berufl iche Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertig-
keiten als Schülerin oder Schüler im Rahmen eines schu-
lisch begleiteten betrieblichen Praktikums erwerben 
möchte oder sich berufl ich orientieren will.

(4) Die obere Schulaufsichtsbehörde kann in Ausnahme-
fällen zulassen, dass eine Schülerin oder ein Schüler 
einen Bildungsgang der Ausbildungsvorbereitung als 
zehntes Vollzeitpfl ichtschuljahr gemäß §  37 Absatz  2 
Satz 2 SchulG besucht.

§ 23

Zeugnisse, Abschluss, Wiederholung

(1) Die Schülerinnen und Schüler erhalten ein Ab-
schlusszeugnis, wenn in allen Fächern mindestens aus-
reichende Leistungen erzielt wurden. Abweichend von 
§  13 Allgemeiner Teil erhalten sie ein Abschlusszeugnis 
auch dann, wenn eine nicht ausreichende Leistung im 
Fach Mathematik durch eine mindestens ausreichende 
Leistung im Fach Naturwissenschaft ausgeglichen wer-
den kann, sofern das Fach Naturwissenschaft in einem 
dem Fach Mathematik entsprechenden Stundenumfang 
unterrichtet wurde. Außerdem bleiben nicht ausrei-
chende Leistungen in den Fächern Englisch und Natur-
wissenschaft sowie eine mangelhafte Leistung in einem 
weiteren Fach unberücksichtigt.

(2) Schülerinnen und Schüler, die den Bildungsgang am 
Ende des Schuljahres nicht erfolgreich abgeschlossen 
haben, erhalten am Ende des Schuljahres ein Abgangs-
zeugnis. Das Abgangszeugnis enthält gemäß §  38 Ab-
satz 4 SchulG den Hinweis, dass die Schulpfl icht in der 
Sekundarstufe II erfüllt ist, sofern kein Ausbildungsver-
hältnis begonnen wird. Die Schülerinnen und Schüler 
haben die Möglichkeit einer Wiederholung, wenn erwar-
tet werden kann, dass aufgrund der Leistungsfähigkeit, 
der Gesamtentwicklung und der Förderungsmöglichkei-
ten des Berufskollegs im Folgejahr eine erfolgreiche Mit-
arbeit möglich ist. §  12 Allgemeiner Teil bleibt hiervon 
unberührt.

(3) Schülerinnen und Schüler, die eine berufsvorberei-
tende Maßnahme besuchen, die über das Schuljahres-
ende hinaus verlängert wird, sind für den Zeitraum der 
Verlängerung der berufsvorbereitenden Maßnahme zum 
Besuch der Ausbildungsvorbereitung berechtigt. Sie er-
halten am Ende des Schuljahres eine Bescheinigung über 
die Schullaufbahn. Nach Beendigung des Schulverhält-
nisses erhalten die Schülerinnen und Schüler ein Ab-
gangs- oder Abschlusszeugnis, das die Leistungen des 
Gesamtzeitraums des Schulbesuchs in der Ausbildungs-
vorbereitung berücksichtigt.
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Anlage A 1.1

Fachklassen des dualen Systems der Berufsausbildung
Berufsausbildung nach dem BBiG oder der HwO

Unterrichtsstunden

1. 
Jahr

2. 
Jahr

3. 
Jahr

Sum-
me

berufsbezogener 
 Lernbereich

Summe: 280–
320

280–
320

280–
320

840–
960

Differenzierungsbereich

Summe: 0–40 0–40 0–40 0–120

berufsübergreifender 
Lernbereich

Deutsch/Kommunika-
tion

40 40 40 120

Religionslehre 40 40 40 120

Sport/Gesundheits-
förderung

40 40 40 120

Politik/Gesellschafts-
lehre

40 40 40 120

Summe: 160 160 160 480

Gesamtstundenzahl: 1), 2) 480 480 480 1440

1)  Die ergänzende Fachpraxis für Bildungsgänge gemäß § 2 Absatz 2 be-
trägt 800 – 1000 Unterrichtsstunden/Jahr.

2)  Die fachpraktische Ausbildung für Bildungsgänge gemäß § 2 Absatz 3 
erfolgt entsprechend der Vorgaben der BKAZVO §  2 Absatz  2 Num-
mer 2.

Anlage A 1.2

Fachklassen des dualen Systems der Berufsausbildung
Berufsausbildung nach dem BBiG oder der HwO

+ Stützangebote/Zusatzqualifikationen

Unterrichtsstunden

1. 
Jahr

2. 
Jahr

3. 
Jahr

Sum-
me

berufsbezogener 
Lernbereich

Summe: 280–
360

280–
360

280–
360

840–
1080

Differenzierungsbereich

Summe: 0–120 0–120 0–120 40–
240

berufsübergreifender 
Lernbereich

Deutsch/Kommunika-
tion

0–40 0–40 0–40 80–
120

Religionslehre 0–40 0–40 0–40 80–
120

Sport/Gesundheits-
förderung

0–40 0–40 0–40 80–
120

Politik/Gesellschafts-
lehre

0–40 0–40 0–40 80–
120

Summe: 320–
360

Gesamtstundenzahl: 1), 2) 480 480 480 1440

1)  Die ergänzende Fachpraxis für Bildungsgänge gemäß § 2 Absatz 2 be-
trägt 800 – 1000 Unterrichtsstunden/Jahr.

2)  Die fachpraktische Ausbildung für Bildungsgänge gemäß § 2 Absatz 3 
erfolgt entsprechend der Vorgaben der BKAZVO §  2 Absatz  2 Num-
mer 2.

Anlage A 1.3

Fachklassen des dualen Systems der Berufsausbildung
Berufsausbildung nach dem BBiG oder der HwO

+ erweiterte Stützangebote/erweiterte Zusatz-
qualifikationen

Unterrichtsstunden

1. 
Jahr

2. 
Jahr

3. 
Jahr

Sum-
me

berufsbezogener 
 Lernbereich

Summe: 280–
360

280–
360

280–
360

840–
1080

Differenzierungs-
bereich

Summe: 0–200 0–200 0–200 40–
480

berufsübergreifender 
Lernbereich

Deutsch/Kommunika-
tion

0–40 0–40 0–40 80–
120

Religionslehre 0–40 0–40 0–40 80–
120

Sport/Gesundheits-
förderung

0–40 0–40 0–40 80–
120

Politik/Gesellschafts-
lehre

0–40 0–40 0–40 80–
120

Summe: 320–
360

Gesamtstundenzahl:
1), 2)

480–
560

480–
560

480–
560

1440 – 
1680

1) Die ergänzende Fachpraxis für Bildungsgänge gemäß § 2 Absatz 2 be-
trägt 800 – 1000 Unterrichtsstunden/Jahr.

2) Die fachpraktische Ausbildung für Bildungsgänge gemäß § 2 Absatz 3 
erfolgt entsprechend der Vorgaben der BKAZVO §  2 Absatz  2 Num-
mer 2.
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Anlage A 1.4

Fachklassen des dualen Systems der Berufsausbildung
Berufsausbildung nach dem BBiG oder der HwO

+ Fachhochschulreife

Unterrichtsstunden

1. 
Jahr

2. 
Jahr

3. 
Jahr

Sum-
me

berufsbezogener 
Lernbereich 3)

Summe: 280–
360

280–
360

280–
360

840–
1080

Differenzierungs -
bereich 3)

Summe: 280–
520

berufsübergreifender 
Lernbereich 3)

Deutsch/Kommuni-
kation

80–
120

Religionslehre 80–
120

Sport/Gesundheits-
förderung

80–
120

Politik/Gesellschafts-
lehre

80–
120

Summe: 320–
360

Gesamtstundenzahl: 1), 2) 560 560 560  1680

1) Die ergänzende Fachpraxis für Bildungsgänge gemäß § 2 Absatz 2 be-
trägt 800 – 1000 Unterrichtsstunden/Jahr.

2) Die fachpraktische Ausbildung für Bildungsgänge gemäß § 2 Absatz 3 
erfolgt entsprechend der Vorgaben der BKAZVO §  2 Absatz  2 Num-
mer 2.

3) Folgende zeitliche Rahmenvorgaben zum Erwerb der Fachhochschul-
reife müssen erfüllt werden:

1.  Sprachlicher Bereich 240 Stunden

  Davon müssen jeweils mindestens 
80 Stunden auf Muttersprachliche 
Kommunikation/ Deutsch und auf 
eine Fremdsprache entfallen.

2.   Mathematisch-naturwissenschaftlich- 240 Stunden
technischer  Bereich

3.   Gesellschaftswissenschaftlicher Bereich  mindestens
(einschließlich wirtschaftswissenschaft- 80 Stunden
licher Inhalte)  

Diese Stunden können jeweils in Fachklassen oder in be-
reichsspezifi schen Lerngruppen gemäß §  7 Absatz  4 in 
den drei Lernbereichen erfüllt werden, wenn es sich um 
entsprechende Unterrichtsangebote handelt, die in den 
Lehrplänen ausgewiesen sind. 

Ein Angebot an Zusatzqualifi kationen oder erweiterten 
Zusatzqualifi kationen kann im Rahmen des Differenzie-
rungsbereiches nur angeboten werden, wenn die zeitli-
chen Rahmenvorgaben zum Erwerb der Fachhochschul-
reife erfüllt sind.

Fachhochschulreifeprüfung:

Schriftliche Prüfungsfächer: 

1.  Mathematik 

2.  Deutsch/Kommunikation

3.  Englisch

Anlage A 2.1

Ausbildungsvorbereitung
(Teilzeitform (§ 22 Absatz 2)

Lernbereiche und Fächer Unterrichts stunden 1)

Berufsbezogener Lernbereich [240 – 320]

bereichsspezifische Fächer

Fächer des Fachbereichs 120 – 200

Mathematik 2) 40 – 120

Englisch 2) 40 – 120

Wirtschafts- und Betriebs-
lehre 3)

40

Naturwissenschaft 0 – 120

Berufsübergreifender Lern-
bereich

[160 – 240]

Deutsch/Kommunikation 40 – 120

Religionslehre 4) 40

Sport/Gesundheitsförderung 40

Politik/Gesellschaftslehre 40

Differenzierungsbereich 0 – 40

Gesamtstundenzahl 480 – 560

1)  An zwei Tagen fi ndet Unterricht im Umfang von 480 Unterrichtsstun-
den statt. Für den Erwerb eines dem Hauptschulabschluss gleichwerti-
gen Abschlusses ist der Unterrichtsumfang um 80 Unterrichtsstunden 
auf 560 zu erhöhen. An drei Tagen nehmen die Schülerinnen und Schü-
ler an der berufsvorbereitenden Maßnahme teil oder sie weisen ein sozi-
alversicherungspfl ichtiges Arbeitsverhältnis nach.

2)  Um einen dem Hauptschulabschluss gleichwertigen Abschluss zu er-
möglichen, muss der Unterricht in diesen Fächern mit mindestens 80 
Unterrichtsstunden erteilt werden.

3)  Im Bereich Wirtschaft und Verwaltung sind die Stunden für das Fach 
Wirtschafts- und Betriebslehre den bereichsspezifi schen Fächern zuzu-
rechnen.

4)  Für Schülerinnen und Schüler, die nicht an einem konfessionellen Reli-
gionsunterricht teilnehmen, wird bei Vorliegen der personellen und säch-
lichen Voraussetzungen das Fach Praktische Philosophie eingerichtet.
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Anlage A 2.2

Ausbildungsvorbereitung
(Vollzeitform (§ 22 Absatz 3)

Lernbereiche und Fächer Unterrichts stunden 1)

Berufsbezogener Lernbereich [1120 – 1200]

bereichsspezifische Fächer

Fächer des Fachbereichs 840 – 1040

Mathematik 2) 40 – 120

Englisch 2) 40 – 120

Wirtschafts- und Betriebs-
lehre 3)

40

Naturwissenschaft 0 – 120

Berufsübergreifender Lern-
bereich

160 – 240

Deutsch/Kommunikation 40 – 120

Religionslehre 4) 40

Sport/Gesundheitsförderung 40

Politik/Gesellschaftslehre 40

Differenzierungsbereich 0 – 40

Gesamtstundenzahl 1360 –1440

1)  Der im Berufskolleg vermittelte Unterrichtsanteil muss mindestens 480 
Unterrichtsstunden (für den Erwerb eines dem Hauptschulabschluss 
gleichwertigen Abschlusses 560 Stunden) umfassen. Der schulisch ver-
mittelte Anteil wird durch ein betriebliches Praktikum bis zu drei Ta-
gen oder durch den Besuch einer berufsvorbereitenden oder ähnlichen 
Bildungsmaßnahme ergänzt. Das Praktikum kann auch in Blockphasen 
bis maximal zwei Wochen absolviert werden. Die Jugendlichen sind 
während des Praktikums Schülerinnen und Schüler des Berufskollegs. 
Das Praktikum wird von den Lehrkräften intensiv begleitet und ist 
durch Klassenbucheintrag zu dokumentieren. Soweit der fachprakti-
sche Anteil am Lernort Betrieb durch das Praktikum nicht oder nicht in 
vollem Umfang möglich ist, ist der entsprechende Anteil durch fach-
praktischen Unterricht im Berufskolleg sicherzustellen.

2) Um einen dem Hauptschulabschluss gleichwertigen Abschluss zu er-
möglichen, muss der Unterricht in diesen Fächern mit mindestens 80 
Unterrichtsstunden erteilt werden.

3) Im Bereich Wirtschaft und Verwaltung sind die Stunden für das Fach 
Wirtschafts- und Betriebslehre den bereichsspezifi schen Fächern zuzu-
rechnen.

4)  Für Schülerinnen und Schüler, die nicht an einem konfessionellen Reli-
gionsunterricht teilnehmen, wird bei Vorliegen der personellen und säch-
lichen Voraussetzungen das Fach Praktische Philosophie eingerichtet.

Abschnitt 3

Neufassung der APO-BK Anlage B

Die APO-BK Anlage B wird wie folgt gefasst:

„Anlage B
Bildungsgänge, 

die zu einem Berufsabschluss nach Landesrecht 
und zum mittleren Schulabschluss (Fachoberschulreife) 
oder zu beruflichen Kenntnissen, Fähigkeiten und Fer-
tigkeiten und Abschlüssen der Sekundarstufe I führen

(§ 22 Absatz 5 Nummer 1 SchulG)

Inhaltsübersicht

1. Abschnitt
Allgemeine Bestimmungen

§ 1  Qualifi kationen und Abschlüsse

§ 2  Aufbau

§ 3   Gliederung

§ 4  Organisation

§ 5  Aufnahme

2. Abschnitt
Versetzungs- und Abschlussbestimmungen

§ 6  Versetzung, Leistungsanforderungen

§ 7  Abschlussbedingungen

§ 8  Zeugnisse und Berechtigungen

3. Abschnitt
Ordnung der Abschlussprüfung zum Erwerb des

Berufsabschlusses nach Landesrecht

§ 9  Zulassung zur Berufsabschlussprüfung

§ 10  Schriftliche Prüfung

§ 11   Durchführung und Bewertung der schriftlichen 
Prüfung

§ 12  Mündliche Prüfung

§ 13   Durchführung und Bewertung der mündlichen Prü-
fung

§ 14  Abschlusskonferenz

§ 15  Mitteilung des Prüfungsergebnisses

§ 16  Externenprüfung

1. Abschnitt
Allgemeine Bestimmungen

§ 1
Qualifikationen und Abschlüsse

Die Bildungsgänge der Berufsfachschule vermitteln 
einen Berufsabschluss nach Landesrecht oder berufl iche 
Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten für die Auf-
nahme einer Ausbildung im dualen System oder der un-
mittelbaren Aufnahme einer Erwerbstätigkeit. Sie er-
möglichen Abschlüsse der Sekundarstufe I oder gleich-
wertige Abschlüsse. 

§ 2
Aufbau

Die Berufsfachschule umfasst

1.   einjährige vollzeitschulische Bildungsgänge, die be-
rufl iche Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten und 
einen dem Hauptschulabschluss nach Klasse 10 
gleichwertigen Abschluss vermitteln,

2.   einjährige vollzeitschulische Bildungsgänge, die be-
rufl iche Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten und 
den mittleren Schulabschlusses (Fachoberschulreife), 
der mit der Berechtigung zum Besuch der gymnasia-
len Oberstufe verbunden sein kann, vermitteln und

3.   zweijährige vollzeitschulische Bildungsgänge, die 
einen Berufsabschluss nach Landesrecht und einen 



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 2 vom 9. Januar 2015 23

dem Hauptschulabschluss nach Klasse 10 gleichwerti-
gen Abschluss oder den mittleren Schulabschluss 
(Fachoberschulreife), der mit der Berechtigung zum 
Besuch der gymnasialen Oberstufe verbunden sein 
kann, vermitteln; diese können bei entsprechender 
zeitlicher Verlängerung auch als Teilzeitbildungsgänge 
angeboten werden.

§ 3
Gliederung

(1) Die Bildungsgänge der Berufsfachschule gliedern 
sich in die Fachbereiche

1.  Agrarwirtschaft,

2.  Ernährungs- und Versorgungsmanagement,

3.  Gestaltung, gegliedert in die Berufsfelder

 a)  Farbtechnik und Raumgestaltung und

 b)  Medien/Medientechnologie,

4.   Gesundheit/Erziehung und Soziales, gegliedert in die 
Berufsfelder

 a)  Gesundheitswesen,

 b)  Körperpfl ege und

 c)  Sozialwesen.

5.  Informatik,

6.   Technik/Naturwissenschaften, gegliedert in die Be-
rufsfelder

 a)  Bau und Holztechnik,

 b)  Drucktechnik,

 c)  Elektrotechnik,

 d)  Fahrzeugtechnik,

 e)  Informations- und Telekommunikationstechnik,

 f)  Medizintechnik,

 g)  Metalltechnik, 

 h)  Physik/Chemie/Biologie und

 i)  Textiltechnik und Bekleidung.

7.  Wirtschaft und Verwaltung.

(2) Die Bildungsgänge, die einen Berufsabschluss nach 
Landesrecht vermitteln, führen zu den Abschlüssen: 

1.   Staatlich geprüfte Sozialassistentin/Staatlich geprüf-
ter Sozialassistent, Schwerpunkt Heilerziehung;

2.   Staatlich geprüfte Kinderpfl egerin/Staatlich geprüf-
ter Kinderpfl eger;

3.   Staatlich geprüfte Sozialassistentin/Staatlich geprüf-
ter Sozialassistent; 

4.   Staatlich geprüfte Assistentin/Staatlich geprüfter As-
sistent für Ernährung und Versorgung, Schwerpunkt 
Service.

§ 4
Organisation

Der Unterrichtsumfang und die Unterrichtsfächer erge-
ben sich aus den Rahmenstundentafeln gemäß Anlagen 
B 1 bis B 3 und den Bildungsplänen.

§ 5
Aufnahme

(1) In einen Bildungsgang gemäß §  2 Nummer  1 wird 
aufgenommen, wer über den Hauptschulabschluss oder 
einen gleichwertigen Abschluss verfügt. 

(2) In einen Bildungsgang gemäß §  2 Nummer  2 wird 
aufgenommen, wer über den Hauptschulabschluss nach 
Klasse 10 oder einen gleichwertigen Abschluss oder über 
die nach Klasse 9 des Gymnasiums erworbene Berechti-
gung zum Besuch der gymnasialen Oberstufe verfügt. 
Schülerinnen und Schüler, die einen Bildungsgang 
gemäß § 2 Nummer 1 erfolgreich absolviert haben, sind 
aufzunehmen. 

(3) In einen Bildungsgang gemäß §  2 Nummer  3 wird 
aufgenommen, wer mindestens über den Hauptschulab-
schluss oder einen gleichwertigen Abschluss verfügt.

(4) Eine gemeinsame Beschulung der Bildungsgänge 
nach Absatz  1 und Absatz  2 kann erfolgen, sofern eine 
Klassenbildung gemäß VO zu §  93 Abs.  2 SchulG nicht 
möglich ist. 

(5) In Ausnahmefällen kann die obere Schulaufsichtsbe-
hörde auf Antrag die Aufnahme einer berufsschulpfl ich-
tigen Schülerin oder eines berufsschulpfl ichtigen Schü-
lers mit mittlerem Schulabschluss in einen Bildungsgang 
gemäß § 2 Nummer 2 zulassen.

(6) Wer einen Bildungsgang gemäß § 2 Nummer 1 erfolg-
reich abgeschlossen hat, kann keinen weiteren dieser 
Bildungsgänge besuchen. Wer einen Bildungsgang gemäß 
§  2 Nummer  2 erfolgreich abgeschlossen hat, kann kei-
nen weiteren dieser Bildungsgänge besuchen.

2. Abschnitt 
Versetzungs- und Abschlussbestimmungen

§ 6
Versetzung, Leistungsanforderungen

(1) In den Bildungsgängen gemäß §  2 Nummer  3 kann 
nach dem ersten Halbjahr der Unterstufe in den Fächern 
Englisch und Mathematik eine Differenzierung in einen 
Grundkurs und einen Kurs zum Erwerb des mittleren 
Schulabschlusses (Fachoberschulreife) erfolgen. Ein 
Wechsel in den Kurs zum Erwerb des mittleren Schulab-
schlusses ist in der Oberstufe nicht möglich.

(2) In die nächsthöhere Jahrgangsstufe wird versetzt, 
wer die Leistungsanforderungen nach §  10 Allgemeiner 
Teil erfüllt hat. In den praktischen Anteilen der Fächer 
und Lernfelder müssen mindestens ausreichende Leis-
tungen erzielt worden sein.

§ 7
Abschlussbedingungen

(1) Berufl iche Kenntnisse in Bildungsgängen gemäß §  2 
Nummer  1 erwirbt, wer die Leistungsanforderungen 
nach § 13 Allgemeiner Teil erfüllt hat. Mit dem Erwerb 
der berufl ichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten 
wird ein dem Hauptschulabschluss nach Klasse 10 
gleichwertiger Abschluss erworben. 

(2) Berufl iche Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten 
in Bildungsgängen gemäß § 2 Nummer 2 erwirbt, wer die 
Leistungsanforderungen nach §  13 Allgemeiner Teil er-
füllt hat. Mit dem Erwerb der berufl ichen Kenntnisse 
wird der mittlere Schulabschluss (Fachoberschulreife) 
erworben, der mit der Berechtigung zum Besuch der 
gymnasialen Oberstufe verbunden sein kann.

(3) In den Bildungsgängen gemäß § 2 Nummer 3 erwirbt

1.   einen dem Hauptschulabschluss nach Klasse 10 
gleichwertigen Abschluss, wer die Leistungsanforde-
rungen nach §  13 Allgemeiner Teil erfüllt hat und 
Grundkurse nach § 6 Absatz 1 Satz 1 besucht hat;

2.   einen dem Hauptschulabschluss nach Klasse 10 
gleichwertigen Abschluss, wer bei höchstens zwei 
mangelhaften Leistungen in mindestens einem ande-
ren Fach eine mindestens befriedigende Leistung er-
zielt hat, sofern die für den Erwerb des mittleren 
Schulabschlusses erforderlichen Kurse gemäß § 6 Ab-
satz 1 Satz 1 besucht wurden;

3.   den mittleren Schulabschluss (Fachoberschulreife), 
wer die Leistungsanforderungen der Jahrgangsstufe 
nach § 13 Allgemeiner Teil erfüllt hat, sofern die für 
den Erwerb des mittleren Schulabschlusses erforder-
lichen Kurse gemäß § 6 Absatz 1 Satz 1 besucht wur-
den.

(4) Mit dem Erwerb des mittleren Schulabschlusses 
(Fachoberschulreife) wird die Berechtigung zum Besuch 
der gymnasialen Oberstufe erworben, wenn

1.   in den Fächern Deutsch/Kommunikation, Mathematik 
und Englisch mindestens gute Leistungen oder
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2.   in den Fächern Deutsch/Kommunikation, Mathematik 
und Englisch und in drei weiteren Fächern mindes-
tens befriedigende Leistungen erzielt wurden. Ausrei-
chende Leistungen in nicht mehr als einem der Fächer 
Deutsch/Kommunikation, Mathematik und Englisch 
können durch mindestens gute Leistungen in einem 
anderen dieser Fächer ausgeglichen werden.

(5) Der Berufsabschluss in Bildungsgängen gemäß §  2 
Nummer 3 wird durch eine Abschlussprüfung erworben.

(6) Schülerinnen und Schüler, die mit einer nach 
Klasse 9 des Gymnasiums erworbenen Berechtigung zum 
Besuch der gymnasialen Oberstufe in einen Bildungs-
gang nach § 2 Nummer 2 aufgenommen worden sind, er-
werben am Ende des Bildungsgangs einen dem Haupt-
schulabschluss nach Klasse 10 gleichwertigen Abschluss, 
wenn die Leistungen

1.   in nicht mehr als einem der Fächer Deutsch/Kommu-
nikation, Mathematik und in einem der übri gen Fä-
cher mangelhaft sind oder

2.   in höchstens zwei Fächern außer Deutsch/Kommuni-
kation und Mathematik mangelhaft sind.

(7) Schülerinnen und Schüler, die mit einer nach 
Klasse 9 des Gymnasiums erworbenen Berechtigung zum 
Besuch der gymnasialen Oberstufe in einen Bildungs-
gang nach § 2 Nummer 3 aufgenommen worden sind, er-
werben mit der Versetzung in die zweite Jahrgangsstufe 
den mittleren Schulabschluss (Fachoberschulreife), so-
fern die für den Erwerb des mittleren Schulabschlusses 
erforderlichen Kurse gemäß § 6 Absatz 1 Satz 1 besucht 
wurden. Sie erwerben am Ende der ersten Jahrgangs-
stufe einen dem Hauptschulabschluss nach Klasse 10 
gleichwertigen Abschluss, wenn die Leistungen

1.   in nicht mehr als einem der Fächer Deutsch/Kommu-
nikation, Mathematik und in einem der übrigen ver-
setzungsrelevanten Fächer mangelhaft sind oder

2.   in höchstens zwei versetzungsrelevanten Fächern 
außer Deutsch/Kommunikation und Mathematik 
mangelhaft sind.

§ 8
Zeugnisse und Berechtigungen

(1) Die Schülerinnen und Schüler erhalten am Ende der 
Bildungsgänge gemäß §  2 Nummern 1 und 2 ein Ab-
schlusszeugnis, wenn sie die Abschlussbedingungen 
gemäß § 7 erfüllen.

(2) Schülerinnen und Schüler mit bestandener Berufs-
abschlussprüfung in einem Bildungsgang gemäß §  2 
Nummer  3 erhalten ein Abschlusszeugnis, das sie be-
rechtigt, die Berufsbezeichnung „Staatlich geprüfte …/
Staatlich geprüfter …“ zu führen.

(3) Schülerinnen und Schüler mit endgültig nicht be-
standener Berufsabschlussprüfung, erhalten ein Ab-
gangszeugnis mit Angabe des allgemein bildenden Ab-
schlusses.

(4) Schülerinnen und Schüler, die einen Bildungsgang 
gemäß §  2 Nummer  1 oder 2 am Ende des Schuljahres 
nicht erfolgreich abgeschlossen haben, erhalten am Ende 
des Schuljahres ein Abgangszeugnis gemäß § 38 Absatz 4 
SchulG. Das Abgangszeugnis enthält den Hinweis, dass 
die Schulpfl icht in der Sekundarstufe II erfüllt ist, sofern 
kein Ausbildungsverhältnis begonnen wird. 

(5) Die Schülerinnen und Schüler eines Bildungsganges 
gemäß § 2 Nummer 1 oder 2 haben die Möglichkeit einer 
Wiederholung, wenn erwartet werden kann, dass auf-
grund der Leistungsfähigkeit, der Gesamtentwicklung 
und der Förderungsmöglichkeiten des Berufskollegs im 
Folgejahr eine erfolgreiche Mitarbeit möglich ist. §  12 
Allgemeiner Teil bleibt unberührt. 

3. Abschnitt
Ordnung der Abschlussprüfung zum Erwerb des

Berufsabschlusses nach Landesrecht

§ 9
Zulassung zur Berufsabschlussprüfung

(1) Am Ende des Bildungsganges gemäß § 2 Nummer 3 
wird eine Berufsabschlussprüfung durchgeführt, mit der 
die in dem Bildungsgang erworbene Gesamtqualifi kation 
festgestellt wird. Die Berufsabschlussprüfung besteht 
aus einer schriftlichen Prüfung, die durch mündliche 
Prüfungen ergänzt werden kann.

(2) Der allgemeine Prüfungsausschuss entscheidet in der 
Zulassungskonferenz über die Zulassung zur Berufsab-
schlussprüfung und stellt den Erwerb des dem Haupt-
schulabschlusses nach Klasse 10 gleichwertigen Ab-
schlusses oder des mittleren Schulabschlusses (Fach-
oberschulreife), der mit der Berechtigung zum Besuch 
der gymnasialen Oberstufe verbunden sein kann, fest.

(3) Der allgemeine Prüfungsausschuss stellt die Noten 
für alle Fächer auf Grund der Leistungsnachweise fest. 
Die Note für das einzelne Fach wird von der Fachlehre-
rin oder dem Fachlehrer unter Berücksichtigung der Ge-
samtentwicklung der Schülerin oder des Schülers vorge-
schlagen und ist auf Verlangen eines Mitglieds des 
allgemeinen Prüfungsausschusses zu begründen.

(4) Zur Berufsabschlussprüfung wird zugelassen, wer in 
allen Fächern des Bildungsganges mit Ausnahme des 
Differenzierungsbereiches mindestens die Note „ausrei-
chend“ oder in nur einem Fach die Note „mangelhaft“ 
erreicht hat, die durch eine mindestens befriedigende 
Leistung in einem anderen Fach auszugleichen ist. In den 
fachpraktischen Anteilen der Fächer und Lernfelder 
müssen mindestens ausreichende Leistungen erzielt wor-
den sein.

(5) Die in der Zulassungskonferenz festgestellten Noten 
werden den Prüfl ingen am ersten Schultag nach der Zu-
lassungskonferenz bekannt gegeben. Die Prüfl inge sind 
über die Prüfungsbestimmungen zu informieren.

(6) Für Schülerinnen und Schüler, die nicht zugelassen 
werden, setzt der allgemeine Prüfungsausschuss die 
Zeugnisnoten für alle Fächer fest. Die Abschlussprüfung 
gilt als nicht bestanden. Der Beschluss ist dem Prüfl ing, 
gegebenenfalls seinen Erziehungsberechtigten, unver-
züglich unter Angabe der Gründe schriftlich mitzuteilen.

§ 10
Schriftliche Prüfung

(1) Die schriftliche Prüfung besteht aus zwei Arbeiten 
unter Aufsicht.

(2) Die Aufgabenstellung für jede der Arbeiten muss sich 
aus den berufl ichen Handlungsfeldern ergeben und den 
Anforderungen der in diesem Bildungsgang erworbenen 
Gesamtqualifi kation entsprechen.

(3) Die Bearbeitungszeit für jede schriftliche Arbeit be-
trägt zwischen 90 und 150 Minuten. Sie wird im Aufga-
benvorschlag festgelegt. Die Gesamtdauer soll 240 Minu-
ten nicht über-schreiten.

(4) Der Aufgabenvorschlag ist von der Schulleitung auf 
seine Übereinstimmung mit den Prüfungsanforderungen 
vorzuprüfen. Die Schulleitung legt der oberen Schulauf-
sichtsbehörde spätestens sechs Unterrichtswochen vor 
Beginn der schriftlichen Prüfung für jede Arbeit einen 
von den Lehrkräften der Klasse ausgearbeiteten Aufga-
benvorschlag mit Terminvorschlägen für die einzelnen 
Prüfungsteile zur Genehmigung vor. Die obere Schulauf-
sichtsbehörde kann den Aufgabenvorschlag durch einen 
neuen ersetzen lassen oder auch nach Beratung mit der 
Schulleitung abändern; Entsprechendes gilt für die Ter-
minvorschläge. Die obere Schulaufsichtsbehörde teilt der 
Schulleitung die Entscheidung schriftlich mit.

§ 11
Durchführung und Bewertung der schriftlichen Prüfung

(1) Die Prüfl inge sind zu Beginn der Prüfung auf die Vor-
schriften für die Abschlussprüfungen nach §§ 19 und 20 
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Allgemeiner Teil dieser Verordnung hinzuweisen. Die Be-
kanntgabe ist in die Niederschrift aufzunehmen.

(2) Die Lehrkräfte, die die Arbeiten gestellt haben, kor-
rigieren und begutachten die Arbeiten. Für jede Arbeit 
ist eine Note auszuweisen.

(3) Ist eine Arbeit nur von einer Lehrkraft korrigiert und 
begutachtet und mit einer nicht mindestens ausreichen-
den Note bewertet worden, bestellt der Vorsitzende des 
allgemeinen Prüfungsausschusses eine zweite Lehrkraft. 
Bei einer abweichenden Bewertung entscheidet der all-
gemeine Prüfungsausschuss über die Note.

§ 12
Mündliche Prüfung

(1) Die mündliche Prüfung dient der Verbesserung der 
Note in den schriftlichen Prüfungsarbeiten nach §  10 
Absatz 1. Die mündliche Prüfung fi ndet auf Antrag der 
Schülerin oder des Schülers statt.

(2) Der Prüfl ing teilt der Schulleiterin oder dem Schul-
leiter spätestens am zweiten Schultag nach Bekanntgabe 
der Noten für die schriftlichen Arbeiten mit, ob er 
mündlich geprüft werden möchte. Die Meldung für die 
mündliche Prüfung muss schriftlich erfolgen und ist ver-
bindlich.

(3) Die mündliche Prüfung fi ndet frühestens eine Woche 
nach Ablauf der Meldefrist statt.

§ 13
Durchführung und Bewertung der mündlichen Prüfung

(1) Die Dauer der mündlichen Prüfung beträgt in der 
Regel 20 Minuten. Es ist eine angemessene Vorberei-
tungszeit unter Aufsicht zu gewähren.

(2) Die mündliche Prüfung führt grundsätzlich eine 
Lehrkraft durch, die die Aufgaben für die schriftliche 
Arbeit gestellt hat. Diese Lehrkraft schlägt auch die 
Note vor. Der Fachprüfungsausschuss setzt die Note fest.

§ 14
Abschlusskonferenz

(1) Nach Abschluss der mündlichen Prüfungen setzt der 
allgemeine Prüfungsausschuss in der Abschlusskonfe-
renz für jeden Prüfl ing die Abschlussnoten fest.

(2) In den schriftlichen Prüfungsarbeiten, die durch eine 
mündliche Prüfung ergänzt wurden, wird die Note der 
schriftlichen Leistung zweifach gewichtet. Die Ab-
schlussnote ist entsprechend dem ermittelten rechneri-
schen Wert zu bilden. Eine Abweichung von der rechne-
risch ermittelten Note ist möglich, wenn dies unter 
Würdigung der Gesamtleistung geboten erscheint.

(3) Die Abschlussprüfung ist bestanden, wenn die Ge-
samtleistung des Prüfl ings abschließend mindestens mit 
„ausreichend“ benotet wird.

(4) Das Gesamtergebnis der Abschlussprüfung lautet 
„bestanden“ oder „nicht bestanden“.

§ 15
Mitteilung des Prüfungsergebnisses

Nach der Abschlusskonferenz sind dem Prüfl ing das Prü-
fungsergebnis und die Abschlussnoten bekannt zu geben. 
Gegebenenfalls ist auf die Möglichkeit der Nachprüfung 
oder der Wiederholung hinzuweisen.

§ 16
Externenprüfung

(1) Die Berufsabschlüsse nach Landesrecht in den in § 2 
Nummer  3 genannten Bildungsgängen können durch 
eine Externenprüfung erworben werden.

(2) Die Voraussetzungen für die Zulassung zur Exter-
nenprüfung sind der Nachweis des Hauptschulabschlus-
ses und eine mindestens vierjährige einschlägige Berufs-
praxis.

(3) Die Externenprüfung besteht abweichend von §  10 
aus drei Prüfungsarbeiten, die jeweils durch eine münd-

liche Prüfung ergänzt werden. Art und Umfang der Prü-
fungsarbeiten richten sich nach den jeweiligen Richtli-
nien und Lehrplänen.

(4) Eine der Prüfungsarbeiten ist durch einen prakti-
schen Prüfungsteil zu ergänzen. Die praktische Prüfung 
dient zusammen mit den übrigen Prüfungsarbeiten dem 
Nachweis der berufl ichen Handlungskompetenz.

(5) Die Bearbeitungszeit für jede der schriftlichen Prü-
fungsarbeiten beträgt zwischen 90 und 150 Minuten. Die 
Gesamtdauer der schriftlichen Prüfungsarbeiten soll 360 
Minuten nicht übersteigen.

(6) Die Externenprüfung ist bestanden, wenn die Leis-
tung des Prüfl ings in jeder Prüfungsarbeit, ergänzt durch 
die mündlichen Leistungen, mindestens mit „ausrei-
chend“ benotet wird.

(7) Im Übrigen richtet sich die Externenprüfung nach 
der Externen-Prüfungsordnung Berufskolleg.

Anlage B 1

Berufliche Kenntnisse und ein dem Hauptschul-
abschluss nach Klasse 10 gleichwertiger Abschluss 

gemäß § 2 Nummer 1

Lernbereiche/Fächer Unterrichtsstunden

Berufsbezogener Lernbereich [840 – 1040] 1)

bereichsspezifische Fächer

Fächer des Fachbereichs 

Mathematik

Englisch

Wirtschafts- und Betriebs-
lehre 2)

600 – 720

80 – 120

80 – 120

80

Berufsübergreifender Lern-
bereich

[200 – 360]

Deutsch/Kommunikation 80 – 120

Religionslehre 3) 40 – 80

Sport/Gesundheitsförderung 40 – 80

Politik/Gesellschaftslehre 40 – 80

Differenzierungsbereich

40 – 200

Gesamtstundenzahl 1280 – 1400

1) Sofern die Möglichkeit einer Anrechnung gemäß §  2 Berufskollegan-
rechnungs- und -zulassungsverordnung – BKAZVO – ermöglicht wer-
den soll, ist der Unterricht im  berufsbezogenen Lernbereich mit min-
destens 1000 Unterrichtsstunden zu erteilen.

2) Im Bereich Wirtschaft und Verwaltung sind die Stunden für Wirtschafts- 
und Betriebslehre  im bereichsspezifi schen Fach unbeschadet der Ober-
grenze zu erhöhen.

3) Für Schülerinnen und Schüler, die nicht an einem konfessionellen Reli-
gionsunterricht teilnehmen, wird bei Vorliegen der personellen und 
sächlichen Voraussetzungen das Fach Praktische Philosophie eingerich-
tet.
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Anlage B 2

Berufliche Kenntnisse und mittlerer Schulabschluss 
(Fachoberschulreife) gemäß § 2 Nummer 2

Lernbereiche/Fächer Unterrichtsstunden

Berufsbezogener Lernbereich [840 – 1040] 1)

bereichsspezifi sche Fächer

Fächer des Fachbereichs 600 – 800

Mathematik 80 – 120

Englisch 80 – 120

Wirtschafts- und Betriebs-
lehre 2)

80

Berufsübergreifender Lern-
bereich

[200 – 360]

Deutsch/Kommunikation 80 – 120

Religionslehre 3) 40 – 80

Sport/Gesundheitsförderung 40 – 80

Politik/Gesellschaftslehre 40 – 80

Differenzierungsbereich

40 – 200

Gesamtstundenzahl 1280 – 1400

1)  Sofern die Möglichkeit einer Anrechnung gemäß §  2 Berufskollegan-
rechnungs- und -zulassungsverordnung – BKAZVO – ermöglicht wer-
den soll, ist der Unterricht im berufsbezogenen Lernbereich mit min-
destens 1000 Unterrichtsstunden zu erteilen.

2)  Im Bereich Wirtschaft und Verwaltung sind die Stunden für Wirtschafts- 
und Betriebslehre im bereichsspezifi schen Fach unbeschadet der Ober-
grenze zu erhöhen.

3)  Für Schülerinnen und Schüler, die nicht an einem konfessionellen Reli-
gionsunterricht teilnehmen, wird bei Vorliegen der personellen und säch-
lichen Voraussetzungen das Fach Praktische Philosophie eingerichtet.

Anlage B 3

Berufsabschluss nach Landesrecht und 
mittlerer Schulabschluss (Fachoberschulreife) gemäß 

§ 2 Absatz 3

Lernbereiche/Fächer Unterrichtsstunden

1. 
Jahr

2. 
Jahr

Sum-
me

berufsbezogener 
Lern bereich

bereichsspezi fi sche  Fächer

Fächer des Fach bereichs 1)

Mathe matik

Englisch

920 – 
1040

720 – 
800

80 – 
120

80 – 
120

920 – 
1040

720 – 
800

80 – 
120

80 – 
120

1920 – 
2080

1440 – 
1600

160 – 
240

160 – 
240

berufsübergreifender Lern-
bereich

200 – 
360

200 – 
360

400 – 
720

Deutsch/ Kommunikation 80 – 
120

80 – 
120

160 – 
240

Religionslehre 2) 40 – 
80

40 – 
80

80 – 
160

Sport/Gesundheitsförderung 40 – 
80

40 – 
80

80 – 
160

Politik/Gesellschaftslehre 40 – 
80

40 – 
80

80 – 
160

Differenzierungsbereich 40 – 
280

40 – 
280

80-
560

Gesamtstundenzahl: 1280 – 
1400

1280 – 
1400

2560 – 
2800

1)  Praktika im Umfang von mindestens 16 Wochen sind in den Bildungs-
gang zu integrieren.

2)  Für Schülerinnen und Schüler, die nicht an einem konfessionellen Reli-
gionsunterricht teilnehmen, wird bei Vorliegen der personellen und säch-
lichen Voraussetzungen das Fach Praktische Philosophie eingerichtet.
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Abschnitt 4 
Neufassung der APO-BK Anlage C

Die APO-BK Anlage C wird wie folgt gefasst:

„Anlage C
Bildungsgänge, die zu einem Berufsabschluss 
nach Landesrecht und zur Fachhochschulreife 

oder zu beruflichen Kenntnissen, Fähigkeiten und 
Fertigkeiten und zur Fachhochschulreife führen
(§ 22 Absatz 5 Nummer 2 und Absatz 6 SchulG)

Inhaltsübersicht

1. Abschnitt
Allgemeine Bestimmungen

1. Unterabschnitt
Bildungsgänge, die zu einem Berufsabschluss 
nach Landesrecht und zur Fachhochschulreife 

oder zu beruflichen Kenntnissen, 
Fähigkeiten und Fertigkeiten und zum schulischen Teil 

der Fachhochschulreife führen
(§ 22 Absatz 5 Nummer 2 SchulG)

§ 1  Qualifi kationen und Abschlüsse 
§ 2  Aufbau
§ 3  Gliederung 
§ 4  Organisation 
§ 5  Aufnahme
§ 6  Externenprüfung

2. Unterabschnitt
Bildungsgänge, die zu beruflichen Kenntnissen, 

Fähigkeiten und Fertigkeiten und zur 
Fachhochschulreife führen 

(§ 22 Absatz 6 SchulG)

§ 7  Qualifi kationen und Abschlüsse 
§ 8  Aufbau 
§ 9  Gliederung 
§ 10  Organisation 
§ 11  Aufnahme
§ 12  Externenprüfung

2. Abschnitt
Ordnung der Fachhochschulreifeprüfung

§ 13  Zulassung zur Fachhochschulreifeprüfung 
§ 14  Schriftliche Prüfung 
§ 15   Beurteilung der schriftlichen Arbeiten, vorläufi ge 

Abschlussnoten
§ 16  Mündliche Prüfung
§ 17  Gestaltung der mündlichen Prüfung
§ 18  Erwerb und Zuerkennung der Fachhochschulreife 

3. Abschnitt
Ordnung der staatlichen Berufsabschlussprüfung

§ 19   Zweck der Prüfung, Prüfungsfächer und Prüfungs-
anforderungen 

§ 20  Gliederung der Berufsabschlussprüfung 

§ 21  Anrechnung der Fachhochschulreifeprüfung 

§ 22  Zulassung zur staatlichen Berufsabschlussprüfung 

§ 23   Verfahren bei Nichtzulassung zur Berufsabschluss-
prüfung 

§ 24  Weitere Fächer der Berufsabschlussprüfung 

§ 25  Praktische Prüfung 

§ 26  Vorläufi ge Abschlussnoten, mündliche Prüfung 

§ 27   Feststellung der Abschlussnoten und des Prüfungs-
ergebnisses 

§ 28  Zeugnisse 

§ 29  Berechtigungen

1. Abschnitt
Allgemeine Bestimmungen

1. Unterabschnitt
Bildungsgänge, die zu einem Berufsabschluss 

nach Landesrecht und zur Fachhochschulreife oder zu 
beruflichen Kenntnissen, 

Fähigkeiten und Fertigkeiten und zum schulischen Teil 
der Fachhochschulreife führen

(§ 22 Absatz 5 Nummer 2 SchulG)

§ 1
Qualifikationen und Abschlüsse

(1) Die Bildungsgänge des ersten Unterabschnittes ver-
mitteln einen Berufsabschluss nach Landesrecht oder 
berufl iche Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten. Sie 
ermöglichen den Erwerb der Fachhochschulreife oder 
des schulischen Teils der Fachhochschulreife. Die Bil-
dungsgänge schließen mit staatlichen Abschlussprüfun-
gen ab.

(2) Schülerinnen und Schüler, die mit einer nach 
Klasse 9 des Gymnasiums erworbenen Berechtigung zum 
Besuch der gymnasialen Oberstufe in einen Bildungs-
gang aufgenommen worden sind, erwerben mit der Ver-
setzung in die Jahrgangsstufe 12 den mittleren Schulab-
schluss (Fachoberschulreife). Sie erwerben am Ende der 
Jahrgangsstufe 11 einen dem Hauptschulabschluss nach 
Klasse 10 gleichwertigen Abschluss, wenn die Leistun-
gen

1.   in einem der Fächer Deutsch, Mathematik mangelhaft 
und in einem der übrigen versetzungsrelevanten Fä-
cher nicht ausreichend sind oder

2.   in nicht mehr als zwei der übrigen versetzungsrele-
vanten Fächer nicht ausreichend, darunter in einem 
Fach mangelhaft sind.

§ 2
Aufbau

Die Bildungsgänge des ersten Unterabschnittes gliedern 
sich in

1.   dreijährige Bildungsgänge, die einen Berufsabschluss 
nach Landesrecht und die Fachhochschulreife vermit-
teln,

2.   zweijährige Bildungsgänge, die einen Berufsabschluss 
nach Landesrecht vermitteln und

3.   zweijährige Bildungsgänge, die berufl iche Kenntnisse, 
Fähigkeiten und Fertigkeiten sowie den schulischen 
Teil der Fachhochschulreife vermitteln.

§ 3
Gliederung

(1) Die Bildungsgänge nach § 2 Nummer 3 gliedern sich 
in die Fachbereiche

1.  Agrarwirtschaft,

2.  Ernährung/Hauswirtschaft,

3.  Gestaltung,

4.  Gesundheit/Soziales,

5.   Technik/Naturwissenschaften, gegliedert in die fachli-
chen Schwerpunkte

 a)  Bau- und Holztechnik,

 b)  Elektrotechnik,

 c)  Metalltechnik,

 d)  Textiltechnik und Bekleidung,

 e)  Drucktechnik und

 f)  Labor- und Verfahrenstechnik

6.  Wirtschaft und Verwaltung.

(2) Die Zuordnung der Bildungsgänge nach §  2 Num-
mer 1 und 2 zu den Fachbereichen erfolgt gemäß Anlage 
C 4.
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§ 4
Organisation

Die Vorgaben für den Unterrichtsumfang und die Unter-
richtsfächer ergeben sich aus den Rahmenstundentafeln 
gemäß Anlagen C 1 und C 2 sowie den für die jeweiligen 
Bildungsgänge erlassenen Stundentafeln und Bildungs-
pläne.

§ 5
Aufnahme

(1) In die Bildungsgänge gemäß §  2 Nummer  1 und 3 
wird aufgenommen, wer den mittleren Schulabschluss 
(Fachoberschulreife) oder die Berechtigung zum Besuch 
der gymnasialen Oberstufe erworben hat. In die Bil-
dungsgänge nach Nummern 2 wird aufgenommen, wer 
eine Hochschulreife oder den schulischen Teil der Fach-
hochschulreife erworben hat.

(2) Schülerinnen und Schüler, die einen Bildungsgang 
gemäß § 2 Nummer 3 oder einen Bildungsgang gemäß § 2 
Nummer  2 oder 3 Anlage B erfolgreich besucht haben, 
werden in das zweite Jahr des entsprechenden dreijähri-
gen Bildungsganges gemäß § 2 Nummer 1 aufgenommen. 
Sie können in diejenigen Bildungsgänge aufgenommen 
werden, die dem Fachbereich des bisherigen Bildungs-
ganges zugeordnet sind.

(3) Die Aufnahme in die Bildungsgänge im Fachbereich 
Gestaltung setzt zusätzlich den Nachweis der fachlichen 
Eignung voraus.

(4) Die Aufnahme in einen Bildungsgang, der eine be-
sondere gesundheitliche Eignung voraussetzt, kann ver-
sagt werden, wenn für den angestrebten Beruf keine ge-
sundheitliche Eignung vorliegt. Die Schule kann im 
Zweifelsfall ein amtsärztliches Attest fordern.

(5) Wer einen Bildungsgang gemäß §  2 Nummer  3 oder 
gemäß §  8 erfolgreich abgeschlossen hat, kann keinen 
weiteren Bildungsgang gemäß § 2 Nummer 3 oder gemäß 
§ 8 besuchen.

§ 6
Externenprüfung

(1) Die Abschlüsse gemäß § 1 können durch eine Exter-
nenprüfung erworben werden.

(2) Zur Prüfung wird zugelassen, wer die Aufnahmevor-
aussetzungen gemäß § 5 erfüllt.

(3) Die Prüfung fi ndet in allen Pfl ichtfächern der Stun-
dentafel des jeweiligen Bildungsgangs statt; in besonde-
ren Fällen kann die obere Schulaufsichtsbehörde Aus-
nahmen hiervon zulassen.

(4) Im Übrigen richtet sich die Externenprüfung nach 
der Externen-Prüfungsordnung Berufskolleg.

2. Unterabschnitt
Bildungsgänge, die zu beruflichen Kenntnissen, 

Fähigkeiten und Fertigkeiten und 
zur Fachhochschulreife führen

(§ 22 Absatz 6 SchulG)

§ 7
Qualifikationen und Abschlüsse

(1) Die Bildungsgänge des zweiten Unterabschnittes 
vermitteln die Fachhochschulreife sowie berufl ichen 
Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten. Die Bildungs-
gänge schließen mit staatlichen Abschlussprüfungen ab.

(2) Bezüglich des Erwerbs von weiteren schulischen Be-
rechtigungen gilt § 1 Absatz 2 entsprechend.

§ 8
Aufbau

Die Bildungsgänge des zweiten Unterabschnittes glie-
dern sich in

1.   zweijährige Bildungsgänge (Klassen 11/12), die beruf-
liche Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten und 
die Fachhochschulreife vermitteln, und

2.   einjährige Bildungsgänge der Klasse 12 B, die beruf-
liche Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten vertie-
fen und die Fachhochschulreife vermitteln.

§ 9
Gliederung

Die Bildungsgänge gemäß § 8 gliedern sich in die Fach-
bereiche 

1.  Agrarwirtschaft, Bio- und Umwelttechnologie,

2.  Ernährung und Hauswirtschaft,

3.  Gestaltung,

4.  Gesundheit und Soziales,

5.  Technik, gegliedert in die fachlichen Schwerpunkte

 a)  Bau- und Holztechnik,

 b)  Elektrotechnik,

 c)  Metalltechnik,

 d)  Textiltechnik und Bekleidung,

 e)  Drucktechnik und

 f)  Physik, Chemie, Biologie

6.  Wirtschaft und Verwaltung.

§ 10
Organisation

(1) Die Ausbildung in den Bildungsgängen nach §  8 
Nummer  1 umfasst im ersten Jahr Unterricht und ein 
fachbezogenes Praktikum, im zweiten Jahr nur Unter-
richt. Der Bildungsgang schließt mit der Fachhochschul-
reifeprüfung ab.

(2) Die Bildungsgänge nach §  8 Nummer  2 dauern in 
Vollzeitform ein Jahr. Sie können auf der Grundlage der 
Stundentafel für den Teilzeitbildungsgang sowohl zwei-
jährig als auch dreijährig angeboten werden. Dabei er-
folgt der Übergang in das zweite oder dritte Jahr ohne 
Versetzungsentscheidung.

(3) Der Unterrichtsumfang und die Unterrichtsfächer 
ergeben sich aus der Rahmenstundentafel (Anlage C 3) 
sowie den für die jeweiligen Bildungsgänge erlassenen 
Stundentafeln und Bildungsplänen.

§ 11
Aufnahme

(1) In die Bildungsgänge gemäß § 8 Nummer 1 wird auf-
genommen, wer den mittleren Schulabschluss (Fachober-
schulreife) oder die Berechtigung zum Besuch der gym-
nasialen Oberstufe erworben hat.

(2) In die Bildungsgänge gemäß § 8 Nummer 2 (ein- oder 
zweijährig) wird aufgenommen, wer zusätzlich zu den 
Voraussetzungen des Absatzes 1 eine abgeschlossene ein-
schlägige Berufsausbildung oder eine mindestens vier-
jährige einschlägige Berufstätigkeit nachweist. Eine Be-
rufsausbildung ist einschlägig, wenn sie gemäß §  4 
Absatz 1 Anlage A dem entsprechenden Fachbereich des 
angestrebten Bildungsgangs zugeordnet ist. Über die 
Einschlägigkeit entscheidet die Schulleiterin oder der 
Schulleiter. In Zweifelsfällen erfolgt die Entscheidung 
im Einvernehmen mit der oberen Schulaufsichtsbehörde. 
In den Teilzeitbildungsgang (zwei- oder dreijährig) kön-
nen auch Schülerinnen und Schüler aufgenommen wer-
den, die sich in einem einschlägigen Berufsausbildungs-
verhältnis befi nden.

(3) § 5 Absatz 3 gilt entsprechend. 

§ 12
Externenprüfung

Die Bestimmungen des § 6 gelten für die Bildungsgänge 
des zweiten Unterabschnittes entsprechend, soweit die 
Aufnahmevoraussetzungen des § 11 erfüllt sind.
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2. Abschnitt
Ordnung der Fachhochschulreifeprüfung

§ 13
Zulassung zur Fachhochschulreifeprüfung

(1) Der allgemeine Prüfungsausschuss entscheidet in der 
Zulassungskonferenz über die Zulassung zur Fachhoch-
schulreifeprüfung. 

(2) Zur Prüfung zum Erwerb der Fachhochschulreife 
wird zugelassen, wer in allen Fächern mindestens die 
Vornote „ausreichend“ oder in nicht mehr als zwei Fä-
chern die Vornote „mangelhaft“ erreicht hat. Die Noten 
in abgeschlossenen Fächern werden einbezogen. Im Fall 
einer ungenügenden Leistung ist eine Zulassung ausge-
schlossen.

(3) Der allgemeine Prüfungsausschuss stellt die Vornoten 
für alle Fächer auf Grund der Leistungsnachweise des 
laufenden Schuljahres unter angemessener Berücksichti-
gung der Entwicklung der Schülerin oder des Schülers 
in diesem Zeitraum fest. Die Vornote wird von der Fach-
lehrerin oder dem Fachlehrer vorgeschlagen und ist auf 
Verlangen eines Mitglieds des allgemeinen Prüfungsaus-
schusses zu begründen. 

(4) Die in der Zulassungskonferenz festgestellten Vorno-
ten werden den Prüfl ingen am ersten Schultag nach der 
Zulassungskonferenz bekannt gegeben. Die Prüfl inge 
sind über die Bestimmungen für die mündliche Prüfung 
zu informieren. 

(5) Für Schülerinnen und Schüler, die nicht zugelassen 
werden, setzt der allgemeine Prüfungsausschuss die 
Zeugnisnoten für alle Fächer fest. Die Prüfung gilt als 
nicht bestanden. Der Beschluss ist dem Prüfl ing, gegebe-
nenfalls seinen Erziehungsberechtigten, unverzüglich 
unter Angabe der Gründe schriftlich mitzuteilen.

§ 14
Schriftliche Prüfung

(1) Die Fächer der schriftlichen Prüfung werden auf der 
Grundlage der Rahmenstundentafeln (Anlagen C 1, C 2 
und C 3) festgelegt. Die Dauer der Prüfung beträgt je 
Fach 180 Minuten.

(2) Die Prüfungsaufgaben werden von der Lehrkraft er-
stellt, die das jeweilige Fach zuletzt unterrichtet hat. Sie 
dürfen im Unterricht nicht so weit vorbereitet sein, dass 
ihre Bearbeitung keine neue selbstständige Leistung er-
fordert.

(3) An Stelle der schriftlichen Prüfung kann die Schüle-
rin oder der Schüler in einem fachrichtungsbezogenen 
Fach eine schriftliche Facharbeit mit abschließender 
Präsentation der Ergebnisse im Rahmen eines Kolloqui-
ums vor dem Fachprüfungsausschuss erstellen. Aus der 
Note für die Facharbeit und der Note für das Kollo-
quium wird eine Gesamtnote gebildet, die an die Stelle 
der schriftlichen Prüfung tritt.

(4) Für jedes Prüfungsfach der Fachhochschulreifeprü-
fung legt die Schulleiterin oder der Schulleiter der obe-
ren Schulaufsichtsbehörde spätestens sechs Unterrichts-
wochen vor Beginn der schriftlichen Prüfung die 
Aufgabenvorschläge zugleich mit Terminvorschlägen für 
die einzelnen Prüfungsteile zur Genehmigung vor. Der 
Aufgabenvorschlag ist von der Schulleiterin oder dem 
Schulleiter auf seine Übereinstimmung mit den Prü-
fungsanforderungen vorzuprüfen. Die obere Schulauf-
sichtsbehörde kann den Aufgabenvorschlag nach Bera-
tung mit der Schulleiterin oder dem Schulleiter 
abändern oder auch durch einen neuen ersetzen lassen; 
Entsprechendes gilt für die Terminvorschläge. Die obere 
Schulaufsichtsbehörde teilt die Entscheidung der Schul-
leiterin oder dem Schulleiter schriftlich mit.

§ 15
Beurteilung der schriftlichen Arbeiten, 

vorläufige Abschlussnoten

(1) Die Fachlehrerin oder der Fachlehrer der Klasse kor-
rigiert und begutachtet die schriftliche Prüfungsarbeit 
und bewertet sie mit einer Note.

(2) Bei einer nicht ausreichenden Note zieht die oder der 
Vorsitzende des allgemeinen Prüfungsausschusses eine 
zweite Fachlehrerin oder einen zweiten Fachlehrer zur 
Begutachtung der Prüfungsarbeit hinzu. Bei abweichen-
der Bewertung entscheidet der allgemeine Prüfungsaus-
schuss über die Note.

(3) Auf der Grundlage der Vornote und der schriftlichen 
Prüfung legt die Fachlehrerin oder der Fachlehrer die 
vorläufi ge Abschlussnote des jeweiligen Faches fest. Eine 
Abweichung von der rechnerisch ermittelten Note ist 
möglich, wenn dies unter Würdigung der Gesamtleistung 
geboten erscheint.

(4) Die Ergebnisse der schriftlichen Prüfung sowie die 
vorläufi gen Abschlussnoten sind den Prüfl ingen eine 
Woche vor Beginn der mündlichen Prüfung bekannt zu 
geben.

§ 16
Mündliche Prüfung

(1) Die Prüfl inge können der Schulleiterin oder dem 
Schulleiter spätestens am zweiten Werktag nach Be-
kanntgabe der vorläufi gen Abschlussnoten bis zu zwei 
Fächer der Stundentafel schriftlich benennen, in denen 
sie mündlich geprüft werden möchten. Wird ein Fach ge-
wählt, das im letzten Schuljahr nicht unterrichtet wor-
den ist, wird in diesem Fall in der Regel die damalige 
Fachlehrerin oder der damalige Fachlehrer Mitglied des 
Fachprüfungsausschusses. Die Meldung für die mündli-
chen Prüfungen ist verbindlich.

(2) In Fächern, in denen die Vornote und die Note der 
schriftlichen Prüfungsarbeit übereinstimmen, fi ndet 
keine mündliche Prüfung statt.

(3) Eine mündliche Prüfung wird nicht durchgeführt, 
wenn auf Grund der vorliegenden Ergebnisse auch bei 
Erreichen der Bestnote in der mündlichen Prüfung ein 
Bestehen der Prüfung nicht mehr möglich ist. Die Prü-
fung gilt als nicht bestanden. Das Ergebnis ist den Prüf-
lingen, gegebenenfalls ihren Erziehungsberechtigten, 
unter Angabe der Gründe von der Schulleiterin oder 
dem Schulleiter schriftlich mitzuteilen.

§ 17
Gestaltung der mündlichen Prüfung

(1) Die Dauer der mündlichen Prüfung beträgt je Fach 
in der Regel 20 Minuten für jeden Prüfl ing. Dem Prüfl ing 
ist eine angemessene Vorbereitungszeit unter Aufsicht zu 
gewähren.

(2) Das prüfende Mitglied des Fachprüfungsausschusses 
schlägt für die Leistung in der mündlichen Prüfung eine 
Note vor; der Fachprüfungsausschuss setzt die Note fest.

§ 18
Erwerb und Zuerkennung der Fachhochschulreife

(1) Nach Abschluss der mündlichen Prüfungen setzt der 
allgemeine Prüfungsausschuss in der Abschlusskonfe-
renz für jeden Prüfl ing die Abschlussnoten fest.

(2) Die Abschlussnoten in den schriftlichen Prüfungsfä-
chern werden aus der Vornote, der Note der schriftlichen 
Arbeit und gegebenenfalls der Note der mündlichen Prü-
fung in jeweils einfacher Gewichtung ermittelt. In Fä-
chern, die lediglich mündlich geprüft werden, werden die 
Abschlussnoten aus der Vornote und der Note der münd-
lichen Prüfung ermittelt. Eine Abweichung von der rech-
nerisch ermittelten Note ist möglich, wenn dies unter 
Würdigung der Gesamtleistung geboten erscheint.

(3) In den Fächern, in denen nicht geprüft wurde, wer-
den die Vornoten als Abschlussnoten festgesetzt.

(4) Die Prüfung ist bestanden, wenn in allen Fächern 
mindestens ausreichende Leistungen erzielt werden oder 
wenn die Leistungen nur in einem Fach „mangelhaft“ 
sind und durch eine mindestens befriedigende Leistung 
in einem anderen Fach ausgeglichen werden. Eine unge-
nügende Leistung kann nicht ausgeglichen werden.

(5) Auf dem Abschlusszeugnis (Fachhochschulreifezeug-
nis) wird eine Durchschnittsnote ausgewiesen, die sich 
aus dem arithmetischen Mittel der Noten auf dem Zeug-
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nis ergibt. Dabei bleiben Noten in den Fächern Religi-
onslehre und Sport sowie im Differenzierungsbereich 
und in zusätzlichen Unterrichtsveranstaltungen außer 
Betracht. Die Durchschnittsnote wird auf eine Stelle 
hinter dem Komma errechnet; es wird nicht gerundet.

(6) Schülerinnen oder Schüler der Bildungsgänge nach 
§ 2 Nummer 1 erwerben mit bestandener Fachhochschul-
reifeprüfung und Berufsabschlussprüfung die Fachhoch-
schulreife. Sie erwerben den schulischen Teil der Fach-
hochschulreife, wenn sie die Fachhochschulreife prüfung, 
nicht jedoch die Berufsabschlussprüfung bestanden 
haben.

(7) Wird der schulische Teil der Fachhochschulreife zuer-
kannt, so erfolgt der Erwerb der Fachhochschulreife 
nach den Bestimmungen der Gleichwertigkeitsverord-
nung.

3. Abschnitt
Ordnung der staatlichen Berufsabschlussprüfung

§ 19
Zweck der Prüfung, Prüfungsfächer und 

Prüfungsanforderungen

(1) Durch die staatliche Berufsabschlussprüfung der Bil-
dungsgänge nach § 2 Nummer 1 und 2 wird festgestellt, 
ob die Schülerin oder der Schüler die Qualifi kation für 
den angestrebten Beruf erreicht hat.

(2) Die Prüfungsfächer werden durch die für den jewei-
ligen Bildungsgang geltende Stundentafel bestimmt.

(3) Die Prüfungsanforderungen richten sich nach den 
Bildungsplänen für den jeweiligen Bildungsgang.

§ 20
Gliederung der Berufsabschlussprüfung

(1) Die Prüfung besteht für Bildungsgänge nach §  2 
Nummer 1 aus zwei Teilprüfungen. Die erste Teilprüfung 
fi ndet im Rahmen der schriftlichen und mündlichen 
Fachhochschulreifeprüfung statt. Die zweite Teilprüfung 
besteht aus einer schriftlichen, einer praktischen und 
einer mündlichen Prüfung.

(2) Für die Bildungsgänge nach §  2 Nummer  2 besteht 
die Berufsabschlussprüfung aus einer schriftlichen, einer 
praktischen und einer mündlichen Prüfung.

§ 21
Anrechnung der Fachhochschulreifeprüfung

Ein Teil der Berufsabschlussprüfung wird im Rahmen 
der Fachhochschulreifeprüfung in den Fächern abgelegt, 
die gemäß den Rahmenstundentafeln Fächer der Berufs-
abschlussprüfung und der Fachhochschulreifeprüfung 
sind.

§ 22 
Zulassung zur staatlichen Berufsabschlussprüfung

(1) Über die Zulassung der Schülerinnen und Schüler 
zur Berufsabschlussprüfung entscheidet der allgemeine 
Prüfungsausschuss in der Zulassungskonferenz.

(2) Der allgemeine Prüfungsausschuss stellt die Vornoten 
für alle Fächer auf Grund der Leistungsnachweise des 
laufenden Schuljahres unter angemessener Berücksichti-
gung der Entwicklung der Schülerin oder des Schülers 
in diesem Zeitraum fest. Die Vornote wird von der Fach-
lehrerin oder dem Fachlehrer vorgeschlagen und ist auf 
Verlangen eines Mitgliedes des allgemeinen Prüfungs-
ausschusses zu begründen.

(3) Zur Berufsabschlussprüfung wird zugelassen, wer in 
nicht mehr als zwei Fächern die Vornote „mangelhaft“ 
und in allen übrigen Fächern mindestens die Vornote 
„ausreichend“ erreicht hat. Die Noten in abgeschlosse-
nen Fächern werden einbezogen. Im Falle einer ungenü-
genden Leistung ist eine Zulassung ausgeschlossen.

(4) Schülerinnen und Schüler des Bildungsganges 
„Staatlich geprüfte Gymnastiklehrerin/ Staatlich ge-
prüfter Gymnastiklehrer“ werden zur Abschlussprüfung 
nur zugelassen, wenn sie

1.  einen mit Erfolg absolvierten Erste-Hilfe-Kursus und

2.   das Deutsche Rettungsschwimmabzeichen der Deut-
schen Lebens-Rettungs-Gesellschaft oder des Deut-
schen Roten Kreuzes oder des Arbeiter-Samariter-
Bundes – Bronze und

3.   das Sportabzeichen des Landessportbundes in Bronze 
erworben haben.

§ 23 
Verfahren bei Nichtzulassung zur Berufsabschluss-

prüfung

(1) Eine Schülerin oder ein Schüler, die oder der nicht 
zur Berufsabschlussprüfung zugelassen wird, kann das 
letzte Jahr der Ausbildung wiederholen. Die Prüfung gilt 
als nicht bestanden. Die Leistungsnoten aus dem voran-
gegangenen Jahr werden unwirksam. Am Ende des Wie-
derholungsjahres wird erneut über die Zulassung ent-
schieden.

(2) Ist eine Schülerin oder ein Schüler zur Fachhoch-
schulreifeprüfung zugelassen, so nimmt sie oder er unbe-
schadet des Absatzes 1 an dieser teil.

§ 24
Weitere Fächer der Berufsabschlussprüfung

(1) Im Rahmen der Vorgaben der Bildungspläne legt die 
Bildungsgangkonferenz die Fächer der schriftlichen Prü-
fung fest. Die Dauer der Prüfung beträgt je Fach 180 Mi-
nuten.

(2) Für jedes Fach der schriftlichen Prüfung ist ein Vor-
schlag einzureichen. Die Prüfungsaufgaben werden von 
der Lehrkraft erstellt, die das jeweilige Fach zuletzt un-
terrichtet hat. Die Aufgaben für die schriftliche Prüfung 
sollen aus dem Unterricht des letzten Schuljahres er-
wachsen. Sie dürfen im Unterricht nicht so weit vorbe-
reitet sein, dass ihre Bearbeitung keine neue selbststän-
dige Leistung erfordert.

(3) Die Schulleiterin oder der Schulleiter leitet nach der 
Vorprüfung die Vorschläge für die schriftliche Prüfung 
der zuständigen Dezernentin oder dem zuständigen De-
zernenten der oberen Schulaufsichtsbehörde zur Geneh-
migung zu.

(4) Die Lehrkraft, die den Aufgabenvorschlag vorgelegt 
hat, korrigiert die schriftliche Prüfungsarbeit, bewertet 
sie abschließend mit einer Note und begründet diese.

§ 25
Praktische Prüfung

(1) In den Bildungsgängen nach §  2 Nummer  1 und 2 
legt die obere Schulaufsichtsbehörde den Zeitpunkt für 
die praktische Prüfung fest.

(2) In der praktischen Prüfung wird die Kompetenz 
überprüft, berufsspezifi sche Arbeitsaufträge zu bewälti-
gen. Gegenstand der Arbeitsaufträge ist ein berufsspezi-
fi sches Produkt oder eine berufsspezifi sche Dienstleis-
tung.

(3) Die praktische Prüfung bezieht sich auf berufsprak-
tische Inhalte der möglichen Fächer der Berufsab-
schlussprüfung, wobei mindestens zwei Fächer berück-
sichtigt werden müssen. Die Dauer beträgt 360 bis 380 
Minuten. Sie beinhaltet eine mündliche Prüfung.

(4) Die Schulleiterin oder der Schulleiter legt fest, wel-
che Lehrerin oder welcher Lehrer für die Vorbereitung 
auf die praktische Prüfung sowie die Erstellung der Ar-
beitsaufträge und die Durchführung der Prüfung zustän-
dig ist. Diese Lehrkraft legt der Schulleiterin oder dem 
Schulleiter für jede zu prüfende Schülergruppe je einen 
Vorschlag für die praktische Prüfung vor, den diese oder 
dieser auf seine praktische Durchführbarkeit hin über-
prüft und der oberen Schulaufsichtsbehörde spätestens 
vier Wochen vor Beginn der praktischen Prüfung zur Ge-
nehmigung zuleitet.

(5) Das prüfende Mitglied des Fachprüfungsausschusses 
schlägt für die Leistungen in der praktischen Prüfung 
eine Note vor; der Fachprüfungsausschuss setzt die Note 
fest.
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§ 26
Vorläufige Abschlussnoten, mündliche Prüfung

(1) Auf der Grundlage der Vornote und der schriftlichen 
Prüfung in den Fächern der zweiten Teilprüfung legt die 
Fachlehrerin oder der Fachlehrer die vorläufi ge Ab-
schlussnote für das jeweilige Fach fest. Eine Abweichung 
von der rechnerisch ermittelten Note ist möglich, wenn 
dies unter Würdigung der Gesamtleistung geboten er-
scheint.

(2) Die Ergebnisse der schriftlichen Prüfung sowie die 
vorläufi gen Abschlussnoten sind den Prüfl ingen eine 
Woche vor Beginn der mündlichen Prüfung bekannt zu 
geben.

(3) Die Prüfl inge können der Schulleiterin oder dem 
Schulleiter spätestens am zweiten Werktag nach Be-
kanntgabe der vorläufi gen Abschlussnoten bis zu zwei 
Fächer der zweiten Teilprüfung schriftlich benennen, in 
denen sie mündlich geprüft werden möchten. Die Mel-
dung für die mündlichen Prüfungen ist verbindlich.

(4) In Fächern, in denen die Vornote und die Note der 
schriftlichen Prüfungsarbeit übereinstimmen, fi ndet 
keine mündliche Prüfung statt.

(5) Für die Aufgabenstellung und die Durchführung der 
mündlichen Prüfung gelten die Regelungen für die Fach-
hochschulreifeprüfung entsprechend.

(6) Eine mündliche Prüfung wird nicht durchgeführt, 
wenn auf Grund der vorliegenden Ergebnisse auch bei 
Erreichen der Bestnote in der mündlichen Prüfung ein 
Bestehen der Prüfung nicht mehr möglich ist. Die Prü-
fung gilt als nicht bestanden. Das Ergebnis ist den Prüf-
lingen, gegebenenfalls ihren Erziehungsberechtigten, 
unter Angabe der Gründe von der Schulleiterin oder 
dem Schulleiter schriftlich mitzuteilen.

(7) Das prüfende Mitglied des Fachprüfungsausschusses 
schlägt für die Leistung in der mündlichen Prüfung eine 
Note vor; der Fachprüfungsausschuss setzt die Note fest.

§ 27
Feststellung der Abschlussnoten und des 

Prüfungsergebnisses

(1) Der Fachprüfungsausschuss setzt auf der Grundlage 
der Ergebnisse der schriftlichen Prüfung, gegebenenfalls 
der mündlichen Prüfung und der Vornote in jeweils ein-
facher Gewichtung die Abschlussnote fest. Eine Abwei-
chung von der rechnerisch ermittelten Note ist möglich, 
wenn dies unter Würdigung der Gesamtleistung geboten 
erscheint. In Fächern, in denen im Rahmen der Berufsab-
schlussprüfung nicht geprüft wurde, werden die Vorno-
ten als Endnoten festgestellt.

(2) Der allgemeine Prüfungsausschuss stellt fest, ob die 
Schülerin oder der Schüler die Prüfung bestanden hat. 
Das Gesamtergebnis der Prüfung lautet „bestanden“ 
oder „nicht bestanden“. Die Prüfung ist bestanden, wenn 
in nicht mehr als einem Fach die Note „mangelhaft“ und 
in allen übrigen Fächern sowie in der praktischen Prü-
fung mindestens die Note „ausreichend“ erreicht wurde.

(3) Der allgemeine Prüfungsausschuss gibt der Schüle-
rin oder dem Schüler das Prüfungsergebnis bekannt.

§ 28
Zeugnisse

(1) Wer die staatliche Berufsabschlussprüfung bestanden 
hat, erhält ein Abschlusszeugnis.

(2) Die Noten der Fächer, die vor Ende des Bildungsgan-
ges abgeschlossen werden, sind im Zeugnis auszuweisen 
und entsprechend zu kennzeichnen.

(3) Wer die Prüfung nicht bestanden hat, erhält ein Ab-
gangszeugnis, wenn er die Schule verlässt. Ein Vermerk, 
dass die Abschlussprüfung nicht bestanden wurde, ist in 
das Abgangszeugnis nicht aufzunehmen.

(4) Die Zeugnisse tragen das Datum der Entscheidung 
des allgemeinen Prüfungsausschusses und das Datum 
der Aushändigung.

§ 29
Berechtigungen

(1) Wer die staatliche Berufsabschlussprüfung bestanden 
hat, ist berechtigt, die entsprechende Berufsbezeichnung 
gemäß Anlage C 4 mit Angabe des jeweiligen Schwer-
punktes zu führen.

(2) Das Bestehen der Berufsabschlussprüfung ist als Vor-
aussetzung für die Aufnahme eines Studiums an einer 
Fachhochschule einer abgeschlossenen Berufsausbildung 
nach dem Berufsbildungsgesetz gleichgestellt.

Anlage C 1

Rahmenstundentafel für die zwei- und dreijährigen 
Bildungsgänge der Berufsfachschule gemäß 

§ 2 Nummer 1 und 2

Bildungsgänge nach § 2 Nr. 1
3 Jahre

§ 2 Nr. 2 
2 Jahre

Jahrgangsstufen / 11, 12, 13 1) 11,12 1)

Lernbereiche / Fächer Jahresstunden

Berufsbezogener Lernbereich

Profi lfächer des 
Bildungsgangs 2)

2.160 – 2.760 1.840 – 2.320

Wirtschaftslehre 3) 240 80

Mathematik 240 80

Englisch 240 80

Betriebspraktika 4)

Berufsübergreifender Lernbereich

Deutsch/Kommunikation 240 80

Religionslehre 5) 240 80

Sport / Gesundheits-
förderung

240 80

Politik/ Gesellschafts-
lehre

240 80

Differenzierungsbereich

0 – 480 0 – 480

Gesamtstundenzahl 4320 2880

Fachhochschulreifeprüfung:

Schriftliche Prüfungsfächer: 6)

1.  Ein Profi lfach 7)

2.   Ein Profi lfach aus dem mathematisch-naturwissen-
schaftlich-technischen Bereich 7) oder Mathematik

3.  Deutsch/Kommunikation

4.  Englisch

Berufsabschlussprüfung:

Schriftliche Prüfungsfächer: 6)

1.  Ein Profi lfach

2.  Ein Profi lfach

3.  Ein Profi lfach

Praktische Prüfung
1)  Soweit in den Stundentafeln der jeweiligen Bildungsgänge nichts ande-

res bestimmt ist, verteilen sich die Stunden gleichmäßig auf die Jahr-
gangsstufen.

2)  Die Bandbreiten für die Profi lfächer ergeben sich aus den Lehr- bzw. 
der Bildungsplänen.

3)  Im Fachbereich Wirtschaft und Verwaltung wird der Stundenanteil des 
Fachs „Wirtschaftslehre“ den Profi lfächern zugerechnet. Die Bandbreite 
erhöht sich entsprechend.

4)  In den Jahrgangsstufen 12 und 13 insgesamt mindestens 8 Wochen.
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5)  Für Schülerinnen und Schüler, die nicht an einem konfessionellen Reli-
gionsunterricht teilnehmen, kann bei Vorliegen der personellen und 
sächlichen Voraussetzungen das Fach Praktische Philosophie eingerich-
tet werden.

6)  Zu Beginn des letzten Ausbildungsjahres legt die Bildungsgangkonfe-
renz Profi lfächer als schriftliche Prüfungsfächer der Fachhochschulrei-
feprüfung und der Berufsabschlussprüfung fest.

7)  Wird als Fach der Berufsabschlussprüfung gewertet.

Anlage C 2

Rahmenstundentafel für die zweijährigen Bildungs-
gänge der Berufsfachschule gemäß § 2 Nummer 3

Jahrgangsstufen 11 12

Lernbereiche/Fächer: Jahresstunden

Berufsbezogener Lernbereich 

Profi lfächer des Bildungsgangs 440 – 560 440 – 560

Mathematik 120 120

Physik, Chemie oder Biologie 0 – 80 0 – 80

Wirtschaftslehre 1) 40 – 80 40 – 80

Englisch 120 120

Zweite Fremdsprache 0 / 120 0 /1 20

Praktika 

Berufsübergreifender Lernbereich 

Deutsch/Kommunikation 120 120

Religionslehre 2) 80 80

Sport/Gesundheitsförderung 40 – 80 40 – 80

Politik/Gesellschaftslehre 40 – 80 40 – 80

Differenzierungsbereich 

120 – 320 120 – 320 

Gesamtstundenzahl 1360 1360

Fachhochschulreifeprüfung: 

1.  Ein Profi lfach 3) 

2.  Mathematik 

3.  Deutsch/Kommunikation 

4.  Englisch

1)  Im Fachbereich Wirtschaft und Verwaltung wird der Stundenanteil der 
Wirtschaftslehre den Profi lfächern zugerechnet.

2)  Für Schülerinnen und Schüler, die nicht an einem konfessionellen Reli-
gionsunterricht teilnehmen, wird bei Vorliegen der personellen und säch-
lichen Voraussetzungen das Fach Praktische Philosophie eingerichtet.

3)  Zu Beginn des letzten Ausbildungsjahres legt die Bildungsgangkonfe-
renz ein Profi lfach als erstes Fach der Fachhochschulreifeprüfung fest.

Anlage C 3

Rahmenstundentafel Fachoberschule für alle 
Bildungsgänge nach § 8 Nummer 1 und 2

Bildungsgänge nach: 

Lernbereiche / Fächer: 

§ 8 
Nr. 1 
Kl. 11 

§ 8 
Nr. 1 
Kl. 12

§ 8 Nr. 2, 
Kl. 12 B 

1 
Jahr 

2 Jah
re 1)

Teil-
zeit

BERUFSBEZOGENER
LERNBEREICH

Profi lfächer 160 320 320 400

Mathematik 80 160 160 160

Physik, Chemie oder 
Biologie

-- 80 80 80

Informatik oder Wirt-
schaftsinformatik

-- 80 80 --

Wirtschaftslehre 2) -- 80 80 --

Englisch 80 160 160 160

BERUFSÜBERGREIFENDER LERNBEREICH

Deutsch/Kommunika-
tion Deutsch

80 160 160 160

Religionslehre 40 3) 80 3) 80 3) --

Sport/Gesundheits-
förderung Sport

-- 80 80 80 4)

Politik/Gesellschafts-
lehre
Gesellschaftslehre mit 
Geschichte 

40 80 80 80 4)

DIFFERENZIERUNGSBEREICH

-- 80 160 5) 80

Gesamtstundenzahl 480 1360 1440 1200

Fachhochschulreifeprüfung:

1.  Profi lfach 6)

2.  Deutsch/Kommunikation

3.  Mathematik

4.  Englisch

5.  ___________

1)  Die Gesamtstunden verteilen sich gleichmäßig auf die beiden Jahr-
gangsstufen.

2)  Im Fachbereich Wirtschaft und Verwaltung wird der Stundenanteil der 
Wirtschaftslehre den Profi lfächern zugerechnet.

3)  Für Schülerinnen und Schüler, die nicht an einem konfessionellen Reli-
gionsunterricht teilnehmen, wird bei Vorliegen der personellen und säch-
lichen Voraussetzungen das Fach Praktische Philosophie eingerichtet.

4)  Die Fächer können auch zweistündig in einem Jahr angeboten werden.
5)  Für Schülerinnen und Schüler, die die allgemeine Hochschulreife er-

werben wollen, ist ein Angebot von 160 Unterrichtsstunden in der zwei-
ten Fremdsprache vorzusehen.

6)  Das Fach der Fachhochschulreifeprüfung wird in der Stundentafel für 
die Fachrichtung bzw. den fachlichen Schwerpunkt festgelegt.



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 2 vom 9. Januar 2015 33

Anlage C 4

Bildungsgänge gemäß § 2 Nr. 1 und 2 und 
Berufsbezeichnungen gemäß § 29

Nr. 1 Nr. 2

3 Jahre 2 Jahre

Fachbereich: Ernährung / Hauswirtschaft

Staatlich geprüfte Assistentin für Ernährung und Versorgung / Staatlich geprüfter Assistent für 
Ernährung und Versorgung 

x x

Staatlich geprüfte lebensmitteltechnische Assistentin / Staatlich geprüfter lebensmitteltech-
nischer Assistent 

x x

Fachbereich: Gestaltung

Staatlich geprüfte gestaltungstechnische Assistentin / Staatlich geprüfter gestaltungstechnischer 
Assistent 

x x

Fachbereich: Gesundheit / Soziales

Staatlich geprüfte Gymnastiklehrerin/Staatlich geprüfter Gymnastiklehrer x

Staatlich geprüfte Kosmetikerin / Staatlich geprüfter Kosmetiker x x

Fachbereich: Informatik

Staatlich geprüfte Informatikerin / Staatlich geprüfter Informatiker x x

Staatlich geprüfte informationstechnische Assistentin / Staatlich geprüfter informationstechni-
scher Assistent 

x x

Fachbereich: Technik/Naturwissenschaften 

Staatlich geprüfte bautechnische Assistentin / Staatlich geprüfter bautechnischer Assistent x x

Staatlich geprüfte bekleidungstechnische Assistentin / Staatlich geprüfter bekleidungstech-
nischer Assistent 

x x

Staatlich geprüfte biologisch-technische Assistentin / Staatlich geprüfter biologisch-technischer 
Assistent 

x x

Staatlich geprüfte chemisch-technische Assistentin / Staatlich geprüfter chemisch–technischer 
Assistent 

x x

Staatlich geprüfte elektrotechnische Assistentin / Staatlich geprüfter elektrotechnischer 
 Assistent 

x x

Staatlich geprüfte Industrietechnologin / Staatlich geprüfter Industrietechnologe x

Staatlich geprüfte maschinenbautechnische Assistentin / Staatlich geprüfter maschinenbau-
technischer Assistent 

x x

Staatlich geprüfte physikalisch-technische Assistentin / Staatlich geprüfter physikalisch–tech-
nischer Assistent, 

x x

Staatlich geprüfte präparationstechnische Assistentin / Staatlich geprüfter präparationstech-
nischer Assistent 

x x

Staatlich geprüfte textiltechnische Assistentin / Staatlich geprüfter textiltechnischer Assistent x x

Staatlich geprüfte umweltschutztechnische Assistentin / Staatlich geprüfter umweltschutz-
technischer Assistent 

x x

Fachbereich: Wirtschaft und Verwaltung 

Staatlich geprüfte Kaufmännische Assistentin / Staatlich geprüfter Kaufmännischer Assistent x x
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Abschnitt 5
Änderung der APO-BK Anlage D

Die APO-BK Anlage D wird wie folgt geändert:

 1.  Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

 „Anlage D
 Bildungsgänge des Beruflichen Gymnasiums 
  und der Fachoberschule,
 Klasse 13 (§ 22 Absatz 5 Nummer 3 und Absatz 6 
 Nummer 2)“.

 2.  Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

 a)   Die Angaben zu § 1 bis § 4 werden wie folgt ge-
fasst:

  „§ 1 Qualifi kationen und Abschlüsse

  § 1a Aufbau

  § 1b Gliederung

  § 2 Organisation

  § 3 Aufnahme

  2. Abschnitt
  Bestimmungen für die Bildungsgänge des 
  Beruflichen Gymnasiums

  1. Unterabschnitt
  Schullaufbahnberatung

  § 3a Auslandsaufenthalte

   §  3b Information, Beratung, Dokumentation der 
Schullaufbahn

  2. Unterabschnitt
  Bestimmungen für den Unterricht

   § 4 Grundstruktur des Unterrichts, Fächer, Kurse, 
Aufgabenfelder“.

 b)   Die bisherigen Unterabschnitte 2 bis 9 werden 
Unterabschnitte 3 bis 10.

 c)  Die Angabe zu § 45 wird wie folgt gefasst:

  „§ 45 Grundlagen des Unterrichts“.

 3.   In §  1 Absatz  1 werden nach dem Wort „Kenntnis-
sen“ ein Komma und die Wörter „Fähigkeiten und 
Fertigkeiten“ angefügt.

 4.   Nach § 1 werden die folgenden §§ 1a und 1b einge-
fügt:

 „§ 1a
 Aufbau

 (1) Das Berufl iche Gymnasium umfasst

 1.   einfachqualifi zierende Bildungsgänge, die zur all-
gemeinen Hochschulreife in Verbindung mit be-
rufl ichen Kenntnissen, Fähigkeiten und Fertigkei-
ten führen und

 2.   doppeltqualifi zierende Bildungsgänge, die zu ei-
nem Berufsabschluss nach Landesrecht und zur 
allgemeinen Hochschulreife führen.

  (2) Die Fachoberschule, Klasse 13 umfasst Bildungs-
gänge, die berufl iche Kenntnisse, Fähigkeiten und 
Fertigkeiten vertiefen und die allgemeine Hochschul-
reife oder die fachgebundene Hochschulreife vermit-
teln.

 § 1b
 Gliederung

  (1) Das Berufl iche Gymnasium gliedert sich in die 
Fachbereiche

 1.  Ernährung,

 2.  Gestaltung,

 3.  Gesundheit und Soziales,

 4.  Informatik,

 5.  Technik und

 6.  Wirtschaft und Verwaltung.

  Die Bildungsgänge des Berufl ichen Gymnasiums 
werden gemäß den Anlagen D 1 bis D 28 den Fachbe-
reichen und gegebenenfalls deren fachlichen 
Schwerpunkten zugeordnet.

  (2) Die Fachoberschule, Klasse 13 gliedert sich in die 
Fachbereiche

 1.  Agrarwirtschaft, Bio- und Umwelttechnologie,

 2.  Ernährung und Hauswirtschaft,

 3.  Gestaltung,

 4.  Gesundheit und Soziales,

 5.   Technik , gegliedert in die fachlichen Schwer-
punkte

  a)  Bau- und Holztechnik,

  b)  Elektrotechnik,

  c)  Metalltechnik,

  d)  Textiltechnik und Bekleidung,

  e)  Drucktechnik und

  f)  Physik, Chemie, Biologie,

 6.  Wirtschaft und Verwaltung.“

 5.  In § 2 wird die Überschrift wie folgt gefasst:

 „§ 2
 Organisation“.

 6.   In §  2 Absatz  1 Satz  2 werden nach dem Wort 
„Kenntnissen“ die Wörter „Fähigkeiten und Fertig-
keiten“ eingefügt.

 7.   In § 3 wird wie folgt geändert:

 a)  Die Überschrift wie folgt gefasst:

  „§ 3
  Aufnahme“.

 b)  Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

   „Schülerinnen und Schüler, die den schulischen 
Teil der Fachhochschulreife erworben haben, kön-
nen unter Beibehaltung des Fachbereichs und ge-
gebenenfalls des fachlichen Schwerpunkts in die 
Jahrgangsstufe 12 der Bildungsgänge des Berufl i-
chen Gymnasiums aufgenommen werden.“

 8.   Nach §  3 wird folgende Zwischenüberschrift einge-
fügt:

 „2. Abschnitt
 Bestimmungen für die Bildungsgänge 
 des Beruflichen Gymnasiums

 1. Unterabschnitt
 Schullaufbahnberatung“.

 9.   Die Zwischenüberschrift nach §  3b („2. Abschnitt 
Bestimmungen für die Bildungsgänge des Berufl i-
chen Gymnasiums  1. Unterabschnitt  Bestimmungen 
für den Unterricht“) wird durch die Zwischenüber-
schrift

 „2. Unterabschnitt
 Bestimmungen für den Unterricht“

 ersetzt.

10.  § 4 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz  4 Nummer  2 wird nach den Wörtern 
„Gesellschaftslehre mit Geschichte,“ das Wort 
„Korrespondenz,“ und nach den Wörtern „Spezi-
elle Betriebswirtschaftslehre,“ das Wort „Überset-
zung,“ eingefügt.

 b)   In Absatz  7 werden die Wörter „Richtlinien und 
Lehrpläne (Bildungspläne)“ durch das Wort „Bil-
dungspläne“ ersetzt.

11.   In § 5 Absatz 2 Satz 2 wird das Wort „ganzen“ durch 
das Wort „gesamten“ ersetzt.

12.   In der Zwischenüberschrift vor § 8 wird die Angabe 
„2. Unterabschnitt“ durch die Angabe „3. Unterab-
schnitt“ ersetzt.
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13.   In § 10 werden die Wörter „Richtlinien und Lehrplä-
ne (Bildungspläne)“ durch das Wort „Bildungspläne“ 
ersetzt.

14.  § 13 a wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 1 und Absatz 2 wird jeweils Satz 2 wie 
folgt gefasst:

   „Der Erwerb der Fachhochschulreife erfolgt nach 
den Bestimmungen der Gleichwertigkeitsverord-
nung.“

 b)   In Absatz  6 wird der Klammerzusatz nach dem 
Wort „Praktikums“ durch die Wörter „gemäß der 
Gleichwertigkeitsverordnung“ ersetzt.

15.   In der Zwischenüberschrift vor § 14 wird die Angabe 
„3. Unterabschnitt“ durch die Angabe „4. Unterab-
schnitt“ ersetzt.

16.  § 18 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz  1 werden die Wörter „Richtlinien und 
Lehrpläne (Bildungspläne)“ durch das Wort „Bil-
dungspläne“ ersetzt.

 b)   In Absatz  2 wird die Wörter „Lehrpläne (Bil-
dungspläne)“ durch das Wort „Bildungspläne“ er-
setzt.

17.   In der Zwischenüberschrift vor § 28 wird die Angabe 
„4. Unterabschnitt“ durch die Angabe „5. Unterab-
schnitt“ ersetzt.

18.   In § 28 Absatz 3 werden die Wörter „Richtlinien und 
Lehrplänen (Bildungspläne)“ durch das Wort „Bil-
dungsplänen“ ersetzt.

19.   In § 29 Satz 6 werden vor den Wörtern „fachprakti-
schen Prüfung“ die Wörter „mündlichen und einer“ 
eingefügt.

20.   In der Zwischenüberschrift vor § 30 wird die Angabe 
„5. Unterabschnitt“ durch die Angabe „6. Unterab-
schnitt“ ersetzt.

21.   In der Zwischenüberschrift vor § 35 wird die Angabe 
„6. Unterabschnitt“ durch die Angabe „7. Unterab-
schnitt“ ersetzt.

22.   In der Zwischenüberschrift vor § 39 wird die Angabe 
„7. Unterabschnitt“ durch die Angabe „8. Unterab-
schnitt“ ersetzt.

23.   In der Zwischenüberschrift vor § 40 wird die Angabe 
„8. Unterabschnitt“ durch die Angabe „9. Unterab-
schnitt“ ersetzt.

24.   In der Zwischenüberschrift vor § 42 wird die Angabe 
„9. Unterabschnitt“ durch die Angabe „10. Unterab-
schnitt“ ersetzt.

25.   In §  44 wird das Wort „besteht“ durch die Wörter 
„erfolgreich abgeschlossen hat“ ersetzt.

26.  § 45 wird wie folgt gefasst:

 „§ 45
 Grundlagen des Unterrichts

  Für den Unterricht gelten die Bildungspläne für den 
jeweiligen Bildungsgang.“

27.  In § 52 wird nach Satz 1 folgender Satz eingefügt:

 „Die Abiturprüfung gilt als nicht bestanden.“

28.   In § 54 Absatz 3 werden die Wörter „Richtlinien und 
Lehrpläne“ ersetzt durch das Wort „Bildungspläne“.

29.  § 56 Absatz 5 wird wie folgt gefasst:

  „(5) In Fächern, die schriftlich und mündlich geprüft 
wurden, ermittelt der Fachprüfungsausschuss die 
Abschlussnote auf der Grundlage der Vornote und 
der Ergebnisse der schriftlichen Prüfung und münd-
lichen Prüfung in jeweils einfacher Gewichtung. In 
Fächern, die nur mündlich geprüft wurden, ermittelt 
der Fachprüfungsausschuss die Abschlussnote auf 
der Grundlage der Vornote und des Ergebnisses der 
mündlichen Prüfung in jeweils einfacher Gewich-
tung. Eine Abweichung von der rechnerisch ermittel-
ten Note ist möglich, wenn dies unter Würdigung der 
Gesamtleistung geboten erscheint. Der Fachprü-
fungsausschuss begründet die Abschlussnote auf Ver-

langen eines Mitglieds des allgemeinen Prüfungsaus-
schusses.“

30.  § 57 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

   „(4) Der allgemeine Prüfungsausschuss gibt der 
Schülerin oder dem Schüler das Prüfungsergeb-
nis bekannt.“

 b)  Absatz 5 wird aufgehoben.

31.  Die Anlagen werden wie folgt geändert:

 a)   Die Überschrift der Anlage D 3 wird wie folgt ge-
fasst:

   „Berufliches Gymnasium für Gesundheit und 
 Soziales

  Fachbereich: Gesundheit und 
     Soziales

  Fachlicher Schwerpunkt: Pädagogik

  Bildungsgang: Erzieherin/AHR
     Erzieher/AHR“.

 b)   In der Überschrift der Anlage D 3a wird die An-
gabe zu „Fachlicher Schwerpunkt“ „Informatik“ 
durch die Angabe „Technische Informatik“ er-
setzt.

 c)   In der Überschrift der Anlage D 4 wird die Anga-
be „Fachlicher Schwerpunkt: Kunst, Gestaltung“ 
gestrichen.

 d)   In der Überschrift der Anlage D 7 wird in der An-
gabe „Fachlicher Schwerpunkt“ das Wort „Natur-
wissenschaften“ durch das Wort „Biologietech-
nik“ ersetzt.

 e)   In der Überschrift der Anlage D 8 wird in der An-
gabe „Fachlicher Schwerpunkt“ das Wort „Natur-
wissenschaften“ durch das Wort „Chemietechnik“ 
ersetzt.

 f)   In der Überschrift der Anlage D 9 wird in der An-
gabe „Fachlicher Schwerpunkt“ das Wort „Natur-
wissenschaften“ durch das Wort „Physiktechnik“ 
ersetzt.

 g)   In der Überschrift der Anlage D 10 wird in der 
Angabe „Fachlicher Schwerpunkt“ das Wort „Na-
turwissenschaften“ durch das Wort „Umwelttech-
nik“ ersetzt.

 h)   In der Überschrift der Anlage D 12 wird die An-
gabe „Fachlicher Schwerpunkt: Wirtschaftswis-
senschaften“ gestrichen.

 i)   In der Anmerkungen zur Anlage D 12 mit der 
Überschrift „Berufsabschlussprüfung, Zweite 
Teilprüfung“ wird die Nummer 6 „Korrespondenz 
und Übersetzung“ in „Korrespondenz/Überset-
zung“ geändert.

 j)   Die Überschrift der Anlage D 16 wird wie folgt 
gefasst:

   „Berufliches Gymnasium für Gesundheit und 
Soziales

  Fachbereich: Gesundheit und 
     Soziales

  Fachlicher Schwerpunkt: Pädagogik

  Bildungsgang:  Allgemeine Hoch-
schulreife

      (Erziehungswissen-
schaften)“.

 k)   Die Überschrift der Anlage D 17 wird wie folgt 
gefasst:

  „Berufliches Gymnasium für Gesundheit und  
  Soziales

  Fachbereich: Gesundheit und 
     Soziales

  Fachlicher Schwerpunkt: Gesundheit

  Bildungsgang:  Allgemeine Hoch-
schulreife
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      (Freizeitsportleiterin/
Freizeitsportleiter)

     (Sport, Biologie)“.

 l)   Die Überschrift der Anlage D 18 wird wie folgt 
geändert:

  aa)   In der Angabe zu „Fachbereich“ werden die 
Wörter „Kunst und“ gestrichen.

  bb)   Die Angaben „Fachlicher Schwerpunkt: 
Kunst, Musik, Gestaltung“ werden gestri-
chen.

 m)  Die Überschrift der Anlage D 19 wird wie folgt 
gefasst:

  „Berufliches Gymnasium für Ernährung

  Fachbereich: Ernährung

  Bildungsgang:  Allgemeine Hoch-
schulreife

     (Ernährung)“.

 n)   In der Überschrift der Anlage D 21 wird in der 
Angabe „Fachlicher Schwerpunkt“ das Wort 
„Mathematik“ gestrichen.

 o)   In der Überschrift der Anlage D 22 wird in der 
Angabe „Fachlicher Schwerpunkt“ das Wort „Na-
turwissenschaften“ durch das Wort „Biologietech-
nik“ ersetzt.

 p)   In der Überschrift der Anlage D 23 wird in der 
Angabe „Fachlicher Schwerpunkt“ das Wort „Na-
turwissenschaften“ durch das Wort „Chemietech-
nik“ ersetzt.

 q)   In der Überschrift der Anlage D 25 werden die 
Angaben „Fachlicher Schwerpunkt: Sprache und 
Literatur“ gestrichen“.

 r)   In den Überschriften der Anlagen D 27 und D 28 
werden jeweils die Angaben „Fachlicher Schwer-
punkt: Wirtschaftswissenschaften“ gestrichen.

 s)   Die Fußnoten der Anlage 29 werden wie folgt ge-
fasst:

   „1) Im Rahmen der erlassenen Vorgaben/Bildungs-
pläne, entscheidet die Bildungsgangkonferenz 
über die Auslegung des fachlichen Schwerpunk-
tes.

   2) In der Fachbereich Wirtschaft und Verwaltung 
wird der Stundenanteil der Wirtschaftslehre den 
Fächern des fachlichen Schwerpunktes zugerech-
net.

   3) Nehmen Schülerinnen oder Schüler nicht am 
Unterricht im Fach Religionslehre teil, so erhalten 
sie gemäß dem Angebot der Schule Unterricht in 
einem Fach, das dem gesellschaftswissenschaftli-
chen Aufgabenfeld zugeordnet ist und eine dem 
berufsübergreifenden Lernbereich entsprechende 
Aufgabenstellung abdeckt.

   4) Für Schülerinnen und Schüler, die zum Erwerb 
der allgemeinen Hochschulreife die zweite 
Fremdsprache fortsetzen wollen, ist ein entspre-
chendes Angebot von 160 Stunden vorzusehen.“

Abschnitt 6
Änderung der APO-BK Anlage E

Die APO-BK Anlage E wird wie folgt geändert:

 1.  Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Anlage E
Bildungsgänge der Fachschule

(§ 22 Absatz 7 SchulG)“.

 2.  Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

 a)   Die Angaben zu §§  2 bis 4 werden wie folgt ge-
fasst:

  „§ 2 Aufbau

  § 3 Gliederung

  § 4 Organisation“.

 b)   Die Angabe zum 2. Unterabschnitt wird wie folgt 
gefasst:

  „2. Unterabschnitt
  Ernährungs- und Versorgungsmanagement“.

 c)  Die Angabe zu § 35 wird wie folgt gefasst:

  „§ 35 (aufgehoben)“.

 3.  § 2 wird wie folgt geändert:

 a)   In der Überschrift werden die Wörter „der Fach-
schule“ gestrichen.

 b)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)   In Nummer  1 und 3 wird jeweils das Wort 
„Hauswirtschaft“ durch die Wörter „Ernäh-
rungs- und Versorgungsmanagement“ ersetzt.

  bb)   In Nummer 4 wird das Wort „Familienpfl ege,“ 
gestrichen.

 4.  § 3 wird wie folgt geändert:

 a)   In der Überschrift werden die Wörter „der Bil-
dungsgänge“ gestrichen.

 b)   In Satz 1 wird das Wort „Hauswirtschaft“ durch 
die Wörter „Ernährungs- und Versorgungsma-
nagement“ ersetzt.

 5.  § 4 wird wie folgt geändert:

 a)   In der Überschrift werden die Wörter „der Bil-
dungsgänge“ gestrichen.

 b)   In den Absätzen 2 und 3 wird jeweils das Wort 
„fachrichtungsübergreifenden“ durch das Wort 
„berufsübergreifenden“ und das Wort „fachrich-
tungsbezogenen“ jeweils durch das Wort „berufs-
bezogenen“ ersetzt.

 6.   In § 17 Absatz 2 wird das Wort „Familienpfl ege“ ge-
strichen.

 7.   In der Zwischenüberschrift vor §  22 wird das Wort 
„Hauswirtschaft“ durch die Wörter „Ernährungs- 
und Versorgungsmanagement“ ersetzt.

 8.   In § 22 Absatz 1 bis 3 und §§ 23 und 24 Absatz 1 und 
2 wird jeweils das Wort „Hauswirtschaft“ durch die 
Wörter „Ernährungs- und Versorgungsmanagement“ 
ersetzt.

 9.  In § 27 wird das Wort „Familienpfl ege“ gestrichen.

10.  § 28 Absatz 1 Satz 4 wird wie folgt gefasst:

  „Bewerberinnen und Bewerber, die anstelle der ge-
forderten berufl ichen Qualifi kation die Hochschulzu-
gangsberechtigung oder eine nicht einschlägige Be-
rufsausbildung nachweisen, können aufgenommen 
werden, wenn sie einschlägige berufl iche Tätigkeiten 
im Umfang von mindestens 900 Arbeitsstunden in 
einer für den Bildungsgang geeigneten Einrichtung 
nachweisen, die den erfolgreichen Besuch eines 
Fachschulbildungsgangs erwarten lassen. Die berufl i-
che Tätigkeit muss innerhalb eines Jahres absolviert 
worden sein. Geeignet sind auch die Ableistung eines 
freiwilligen sozialen Jahres und eines einschlägigen 
Bundesfreiwilligendienstes.“

11.  Der Wortlaut von § 29 wird wie folgt gefasst:

  „In den Fachrichtungen Heilerziehungspfl ege, Sozi-
alpädagogik und Heilpädagogik sind die Versetzung 
und die Zulassung zum Fachschulexamen nur mög-
lich, wenn die Leistungen in der Praxis mindestens 
ausreichend sind. In der Fachrichtung Sozialpädago-
gik müssen darüber hinaus die Leistungen in dem 
Lernfeld „Sozialpädagogische Bildungsarbeit in den 
Bildungsbereichen professionell gestalten“ mindes-
tens ausreichend sein. Eine Nachprüfung ist ausge-
schlossen.“

12.   In § 30 Absatz 1 wird das Wort „Familienpfl ege“ ge-
strichen.

13.   §  35 wird aufgehoben und durch die Angabe „§  35 
(aufgehoben)“ ersetzt.

14.  § 36 Absatz 5 wird aufgehoben.

15.   In den Anlagen E 1 bis E 3 wird jeweils das Wort 
„Fachrichtungsübergreifender“ durch das Wort „Be-
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rufsübergreifender“ und das Wort „Fachrichtungsbe-
zogener“ jeweils durch das Wort „Berufsbezogener“ 
ersetzt.

Artikel 2
Inkrafttreten, Übergangsbestimmungen

(1) Diese Verordnung tritt am 1. August 2015 in Kraft.

(2) Abweichend von Absatz 1 treten die gemäß Artikel 1 
geänderten Bestimmungen erstmalig für Schülerinnen 
und Schüler in Kraft, die am 1. August 2015 in das erste 
Jahr eines Bildungsganges eintreten oder dieses wieder-
holen. Schülerinnen und Schüler, die am 1. August 2015 
in eine höhere Jahrgangsstufe eintreten oder diese wie-
derholen, beenden den Bildungsgang nach den bisheri-
gen Vorschriften.

(3) An Berufskollegs, die bisher Bildungsgänge des Be-
rufsorientierungsjahres und der Klassen für Schülerin-
nen und Schüler ohne Berufsausbildungsverhältnis ge-
führt haben, laufen diese zum 31. Juli 2015 aus. An deren 
Stelle gelten zum 1. August 2015 Bildungsgänge der Aus-
bildungsvorbereitung (Artikel 1 Abschnitt  2 – Neufas-
sung der APO-BK Anlage A Abschnitt  3) im entspre-
chenden Fachbereich und in den entsprechenden 
Fachrichtungen als eingerichtet. An Berufskollegs, die 
bisher Bildungsgänge des Berufsgrundschuljahres und 
Bildungsgänge der Berufsfachschule zum Erwerb beruf-
licher Grundbildung oder Bildungsgänge beider Formen 
angeboten haben, laufen diese zum 31. Juli 2015 aus. An 
deren Stelle gelten zum 1. August 2015 Bildungsgänge 
der Berufsfachschule gemäß § 2 der Anlage B (Artikel 1 
Abschnitt  3 – Neufassung der APO-BK Anlage B) als 
eingerichtet. Schulträgerbeschlüsse bedarf es in beiden 
Fällen nicht. Die wegfallenden Bildungsgänge werden 
gemäß Artikel 2 Absatz  2 des Gesetzes zur Weiterent-
wicklung der Berufskollegs in Nordrhein-Westfalen und 
zur Änderung schulgesetzlicher Vorschriften (10. Schul-
rechtsänderungsgesetz) auslaufend fortgeführt. Die Neu-
aufnahme von Schülerinnen und Schülern in diese Bil-
dungsgänge ist ab 1. August 2015 nicht zugelassen.

Düsseldorf, den 9. Dezember 2014

Die Ministerin 
für Schule und Weiterbildung

des Landes Nordrhein-Westfalen

Sylvia  L ö h r m a n n

– GV. NRW. 2015 S. 14
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Satzung
des Landschaftsverbandes Rheinland

über die Zuweisung von Mitteln der Ausgleichs-
abgabe nach dem Sozialgesetzbuch 

– Neuntes Buch – (SGB IX) 
an die örtlichen Fürsorgestellen bei den Kreisen, 
kreisfreien und großen kreisangehörigen Städten 

und dem Gemeindeverband Städteregion 
Aachen im Rheinland 

für das Haushaltsjahr 2015
(Ausgleichsabgabesatzung 2015)

Vom 21. November 2014

Auf Grund des § 6 Absatz 1 und § 7 Absatz 1 Buchstabe 
d der Landschaftsverbandsordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S.  657), zuletzt geändert 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 23. Oktober 2012 (GV. 
NRW. S.  474), in Verbindung mit §  7 des Gesetzes zur 
Durchführung der Kriegsopferfürsorge und des Schwer-
behindertenrechts in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 1. November 1987 (GV. NRW. S. 401), zuletzt geän-
dert durch Artikel 5 des Gesetztes vom 30. Oktober 2007 

(GV. NRW.S.  482), hat die Landschaftsversammlung 
Rheinland am 21. November 2014 folgende Satzung be-
schlossen:

§ 1

Den örtlichen Fürsorgestellen bei den Kreisen, kreis-
freien und großen kreisangehörigen Städten und dem 
Gemeindeverband Städteregion Aachen im Rheinland 
wird zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach § 102 Absatz 1 
Nummer  3 des Sozialgesetzbuches – Neuntes Buch – 
(SGB IX) in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. 
Juni 2001 (BGBl. I S. 1046), zuletzt geändert durch Arti-
kel 3 des Gesetzes vom 14. Dezember 2012 (BGBl.  I 
S. 2598), in Verbindung mit § 1 Absatz 1 Nummer 6 der 
Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten nach dem 
Sozialgesetzbuch – Neuntes Buch – SGB IX vom 31. Ja-
nuar 1989 (GV. NRW. S. 78), zuletzt geändert durch Arti-
kel 23 des Gesetzes vom 30. Oktober 2007 (GV. NRW. 
S. 482), für das Jahr 2015 13 300 000 EUR des Aufkom-
mens an Ausgleichsabgabe zugewiesen.

§ 2

Aufkommen an Ausgleichsabgabe im Sinne dieser Sat-
zung ist der von dem LVR-Integrationsamt im Jahr 2013 
vereinnahmte Gesamtbetrag der Ausgleichsabgabe unter 
Berücksichtigung des für 2013 durchgeführten Finanz-
ausgleichs zwischen den Integrationsämtern und der Ab-
führung des dem Ausgleichsfonds beim Bundesminister 
für Arbeit und Soziales zustehenden Anteils.

§ 3

Die Aufteilung der Mittel gemäß §  1 auf die örtlichen 
Fürsorgestellen erfolgt in der Weise, dass zunächst jeder 
örtlichen Fürsorgestelle ein Betrag in Höhe von 52 000 
Euro zur Verfügung gestellt wird. Die verbleibenden Mit-
tel werden dann auf der Grundlage der Anzahl der in 
den jeweiligen Kreisen, kreisfreien und großen kreisan-
gehörigen Städten und dem Gemeindeverband Städtere-
gion Aachen am 31. Dezember 2013 wohnenden schwer-
behinderten Menschen prozentual aufgeteilt.

§ 4

Das LVR-Integrationsamt kann einzelnen örtlichen Für-
sorgestellen zur Durchführung ihrer Aufgaben über die 
ihnen gemäß §§  1 und 3 zugewiesenen Beträge hinaus 
weitere Mittel  an Ausgleichsabgabe zur Verfügung stel-
len.

§ 5

Diese Satzung gilt für das Haushaltsjahr 2015.

Der Vorsitzende
der Landschaftsversammlung Rheinland

Prof. Dr. Jürgen  W i l h e l m

Schriftführerin
der Landschaftsversammlung Rheinland

Ulrike  L u b e k

Die vorstehende Ausgleichsabgabesatzung wird gemäß 
§ 6 Absatz 2 Landschaftsverbandsordnung in der zurzeit 
geltenden Fassung bekannt gemacht.

Nach §  6 Absatz  3 Landschaftsverbandsordnung kann 
die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Landschaftsverbandsordnung gegen die Satzung nach 
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr 
geltend gemacht werden, es sei denn,

–  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,

–  die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden,

–  die Direktorin des Landschaftsverbandes hat den Be-
schluss der Landschaftsversammlung vorher bean-
standet oder
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–  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem 
Landschaftsverband vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt.

Köln, den 21. November 2014

Die Direktorin
des Landschaftsverbandes Rheinland

Ulrike  L u b e k

– GV. NRW. 2015 S. 37


